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Vorwort 

Die AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg hat sich dafür eingesetzt, dass der dringend 
notwendige Untersuchungsausschuss „Aufklärung der Ursachen, der Konsequenzen 
und der Verantwortung für die Kosten- und Terminüberschreitungen des eröffneten 
Flughafens Berlin Brandenburg ‚Willy Brandt‘ (BER)“ vom Landtag beschlossen wor-
den ist und seine Arbeit aufnehmen konnte.  

Dabei geht es uns um Gerechtigkeit – für die Anwohner des BER, die vom Fluglärm 
betroffen sind, Gerechtigkeit für die Arbeitnehmer, die auf den Flughafen und die im-
mer wieder abgesagten und neu angekündigten Eröffnungstermine vertraut haben, für 
die Gewerbetreibenden, die im Vertrauen auf die Einhaltung angekündigter Termine 
viel Geld für ihre Geschäfte in den Flughafengebäuden investiert haben und doch nie 
oder erst viele Jahre als ursprünglich geplant eröffnen konnten. 

Außerdem bleibt die stets wesentliche Frage, inwieweit nach haushalterischen 
Grundsätzen verfahren wurde, sparsam und wirtschaftlich mit dem Geld der Steuer-
zahler umzugehen. In diesem Zusammenhang muss gerade die Verantwortlichkeit von 
Geschäftsführung und Aufsichtsrat geprüft werden. 

Es geht uns jedoch auch um die politische Verantwortung der rot-schwarz-grünen Lan-
desregierung. Unser Arbeitskreis „Untersuchungsausschuss BER“ der AfD-Landtags-
fraktion hat im Zuge seiner Recherchen und des Studiums der Akten festgestellt, dass 
bereits alleine der komplette Prüfbericht des Landesrechnungshofes Brandenburg 
zum BER eine Anklageschrift gegen die Landesregierung Brandenburg darstellt. Der 
größte Vorwurf: nicht oder nur mangelhaft wahrgenommene Aufsichtspflicht der Ver-
treter des Anteilseigners Land Brandenburg am Flughafen BER im Aufsichtsrat der 
Betreibergesellschaft Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB GmbH) mit der 
Folge: Bauchaos, vielfache Verschiebungen der Eröffnung und eine daraus folgende 
massive und unnötige Kostensteigerung. 

Um diesen Vorwürfen nachzugehen und politische Konsequenzen daraus für die Ver-
antwortlichen zu ziehen, war die Arbeit dieses Untersuchungsausschusses sehr wich-
tig. Das bedeutet, Gerechtigkeit für die Bürger herstellen zu können, die Tag für Tag 
teilweise sehr stark unter dem Fluglärm zu leiden haben. Denn mitnichten hat die FBB 
GmbH in vollem Umfang den versprochenen „weltbesten Schallschutz“ gewährleistet. 
Vielmehr wurde über Jahre nur ein reduziertes Programm zum Schallschutz gefahren. 
Warum? Auf wessen Veranlassung hin? Mit welchen Auswirkungen für die Betroffe-
nen? Nur drei von Hunderten Fragen, die sich die Bürger und wir stellen und für die 
der Untersuchungsausschuss BER Antworten finden musste.  

Ordentliche Mitglieder für die AfD-Fraktion waren Daniel Freiherr von Lützow als Ob-
mann der AfD-Fraktion, Sabine Barthel und Felix Teichner. Stellvertretende Mitglieder 
vonseiten der AfD-Fraktion waren Peter Drenske, Lars Günther, Rolf-Peter Hooge und 
Dr. Philip Zeschmann.  
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I. Themenkomplex: Flugrouten und Schallschutz 
1. Standortentscheidung 
 

Das im Verlauf der Planungen zum Neubau des Flughafens durchgeführte Raumord-
nungsverfahren ergab, dass im Hinblick auf die Raumordnung und die Lärmbelastung 
durch den Flugbetrieb die ländlichen Gebiete Sperenberg und Jüterbog-Ost als geeig-
net für den Bau eines Großflughafens angesehen wurden. Im Ergebnis des Verfahrens 
kam der Single-Standort Schönefeld-Süd, stadtnah und mit einem dicht besiedelten 
Umland, dagegen nicht für den Bau des neuen Großflughafens infrage. So landete 
Schönefeld auch auf dem letzten Platz unter insgesamt sieben untersuchten Standor-
ten. 

Berlins Regierender Bürgermeister Diepgen (CDU), Brandenburgs Ministerpräsident 
Manfred Stolpe (SPD) und Bundesverkehrsminister Matthias Wissmann (CDU) gaben 
am 28. Mai 1996 dennoch bekannt, sich zugunsten von Schönefeld als Standort für 
den neuen Flughafen entschieden zu haben. 

Bezüglich dieser Entscheidung in Missachtung der berechtigten Interessen der vom 
Fluglärm betroffenen Anwohner und gegen wesentlich besser beurteilte potenzielle 
Standorte wie Sperenberg und Jüterbog im Auswahlverfahren fragte der Abgeordnete 
Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion) den Zeugen Matthias Platzeck, zu dem frag-
lichen Zeitraum Umweltminister des Landes Brandenburg: 

Zeuge Matthias Platzeck: „Also, es gab ja dann den berühmten Tag oder die Nacht des 
Konsensbeschlusses; 96 war das dann wohl. Und danach ist ja viel - - Also die Kollegen 
- - Also, es waren ja insbesondere die beiden Minister - - also der Regierende Bürger-
meister Diepgen und der Ministerpräsident unseres Landes, Manfred Stolpe, und, ich 
glaube, der Verkehrsminister des Bundes war damals Herr Wissmann. Und die haben 
sich zurückgezogen, um mit dem Ergebnis des Raumordnungsverfahrens umzugehen. 

Raumordnungsverfahrensergebnisse sind rechtlich nicht bindend, anders als bei einem 
Planfeststellungsbeschluss. Ich will jetzt nicht sagen, dass es nur den Charakter einer 
Empfehlung hat, aber es ist auf jeden Fall nicht rechtsverbindlich. 

Wir haben natürlich gehofft – das verhehle ich nicht – aus Sicht, aus Umweltsicht und 
aus der Sicht meines Hauses damals, dass dieses Raumordnungsverfahren auch das 
Gewicht entfaltet, dass dann Sperenberg oder Jüterbog zum Standort werden. Aber es 
kam anders. Schönefeld ist das Ergebnis dieser Beratung gewesen. Und danach gab es 
natürlich viele Deutungen; manche haben sich später bestätigt, was mir so erinnerlich 
ist. Manche waren vielleicht nur Vermutungen. Ich will das einfach noch mal zurückrufen: 
Aus Berliner Sicht war die Unterstellung – und Herr Diepgen hat das, glaube ich, auch 
nie richtig bestritten; aber das weiß ich nicht mehr, das könnte ich hier nicht zu Protokoll 
geben –, dass einmal Sperenberg und Jüterbog ihm zu weit weg waren. Also, aus Ber-
liner Sicht war das – man darf nicht vergessen Anfang der 90er-Jahre – tiefer Osten, 
irgendwo jwd. 

Und zweitens natürlich die Bedenken, was sich um den Flughafen herum entfalten wird. 
Wenn man Frankfurt gesehen hat, wann man München, was ja im Entstehen war, ver-
mutet hat, dann hatte man einfach auch die Bedenken, dass dann von den 
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wirtschaftlichen Auswirkungen zu wenig in Berlin, für den Arbeitsmarkt von Berlin - - Das 
waren ja damals alles noch die zentralen Themen, dass Arbeit entstehen sollte, Wert-
schöpfung entstehen sollte. Und da waren wahrscheinlich Vorbehalte. 

Beim Bund war es schwieriger einzuschätzen. Da kann ich nur von dem ‚on dit‘, was 
damals umging, etwas sagen, dass der Bund ja Eigner von Frankfurt und München war 
und gesagt wurde: Man möchte keinen Standort haben, der sich zu sehr entfalten kann 
und am Ende diesen beiden Standorten das Wasser abgräbt. Es ging ja noch der Streit: 
Wer wird das Drehkreuz neben Frankfurt werden? – Wir wissen heute, dass es München 
geworden ist. Aber das war damals alles noch offen. Und das war die Debattenlage, und 
so ist, glaube ich, dieser Konsensbeschluss dann auch zustande gekommen. Manfred 
Stolpe hat mir gegenüber zum Ausdruck gebracht, dass er nicht glücklich ist über diese 
Entscheidung. Das hat er später ja auch öffentlich gesagt. Aber, ja: Zwei zu eins, sage 
ich mal einfach. So ist es dann. 

Wir waren im Umweltministerium ausgesprochen unglücklich, weil wir seinerzeit – und 
das haben ja die Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens auch deutlich gemacht – 
schon gesehen haben, dass die Lärmschutzproblematik uns jetzt in ganz anderer 
Schärfe begleiten wird als das da draußen; wären zwar auch zwei, drei Gemeinden ge-
wesen, aber zahlenmäßig überhaupt kein Vergleich. Und so ist es ja letztlich dann auch 
gekommen.“ 

Abgeordneter Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion): „[…] Sie haben jetzt gerade aus-
geführt, dass die Standortentscheidung ja eigentlich mehr oder weniger gar nicht von 
Brandenburger Seite aus geführt worden ist, die zu den hohen Lärmbelastungen führte, 
sondern mehr oder weniger eine Zwei-zu-eins-Entscheidung war, wo ein Verkehrsminis-
ter Wissmann und damals Diepgen, hatten Sie gesagt, glaube ich, zuständig waren, die 
im Prinzip unseren damaligen Ministerpräsidenten überstimmt haben und ihre eigenen 
Interessen durchgesetzt haben gegen die Interessen des Landes Brandenburg. Hatten 
wir dort keine Möglichkeit gehabt, irgendwie zu intervenieren, zu sagen: Nee, dann ma-
chen wir es nicht, oder ist es - - Warum ist da nicht gehandelt worden in dem Sinne, weil 
man ja von vornherein sehen konnte, dass uns das sehr, sehr mehr belasten würde – 
auch geldlich, auch mit Lärm?“ 

Zeuge Matthias Platzeck: „[…] Es hätte - - Die einzige Möglichkeit, die real vorhanden 
gewesen wäre, wäre, wenn sich in Schönefeld der Bau des Flughafens als undurchführ-
bar erwiesen hätte im Planfeststellungsverfahren oder wo auch immer. Das andere war 
eher - und so ist es damals auch, glaube ich, konnotiert worden in der Öffentlichkeit - 
eine politische Entscheidung. Die war möglich. Die war legitim. Und wir haben - - Und 
Sie können sich vorstellen, da wir doch in Brandenburg relativ fest von der Tauglichkeit 
von Sperenberg überzeugt waren: Hätte es Möglichkeiten gegeben – sachliche und 
rechtliche -, hätten wir die auch genutzt; aber die gab es halt nicht.“1 

Dass die Entscheidung dennoch für Schönefeld als Standort des neuen Flughafens 
ausfiel, erfolgte also unter rein politischen Gesichtspunkten. Es ging konkret darum, 
einen unliebsamen Konkurrenten in dem damals strittigen Verfahren um ein zweites 
Luftdrehkreuz in Deutschland neben dem bereits in Frankfurt am Main bestehenden 
auszuschalten. Heute wissen wir, dass es München geworden ist: 

 
1 Daniel Freiherr von Lützow (AfD) und Zeuge Matthias Platzeck (SPD), Wortprotokoll der Verneh-
mung vom 10.03.2023, WP 7/2, S. 71 ff. 
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„Die Bundesregierung positionierte sich zugunsten des Standortes Schönefeld. Ohne 
sich in der Frage der Eignung der beiden Standorte festzulegen, problematisierte der 
Bund von Anfang an die Finanzierung des Standortes Sperenberg. Dies betraf insbe-
sondere die Kosten der Verkehrsanbindung. Die Zeugen Diepgen und Böger erklärten 
das mangelnde finanzielle Engagement des Bundes damit, dass die Bundesregierung 
kein starkes Interesse daran hatte, ein Luftverkehrsdrehkreuz zu schaffen, das in Kon-
kurrenz zu den Flughäfen Frankfurt und München treten konnte. Dies sei wiederum auf 
die Einflussnahme durch die Lufthansa zurückzuführen, die sich mit einem Engagement 
in Berlin zurückhielt.“2 

Im weiteren Verlauf der Vernehmung des Zeugen Matthias Platzeck sollte eine Aus-
sage in seiner Vernehmung nicht unerwähnt bleiben, die ein interessantes Verständnis 
des Zeugen zur Frage einer richtigen oder falschen Entscheidung offenlegt: 

Zeuge Matthias Platzeck: „Vielleicht eine Bemerkung vorweg: Ich hatte vorhin nicht 
gesagt, dass es der falsche oder nicht mögliche Standort ist. Ich habe nur gesagt, das 
war aus unserer Sicht in der Relation – das Leben spielt sich ja in Relationen ab – der 
am wenigsten geeignete von denen, die da untersucht wurden. Ich bin ja auch ein sehr 
disziplinierter Mensch. Wenn der Konsensbeschluss, mit meinem Ministerpräsidenten 
damals an der Spitze, diesen Standort kürt, dann kann es nicht der falsche Standort sein. 
Dann ist es auf jeden Fall ein irgendwie dann trotzdem richtiger Standort.“3 

Damit sagt der Zeuge Platzeck im Prinzip aus, dass eine Entscheidung des eigenen 
Ministerpräsidenten nicht falsch sein kann. Sie ist seiner Auffassung nach „irgendwie 
dann trotzdem“ richtig. 

Somit verzichteten die drei Gesellschafter auf den Neubau eines Flughafens für die 
Region Berlin-Brandenburg. Stattdessen sollte der bereits existierende Flughafen 
Schönefeld zum Airport Berlin Brandenburg International BBI ausgebaut werden. Die 
innerstädtischen Flughäfen Tegel und Tempelhof würden dann geschlossen. Zur Fi-
nanzierung des Airports sollte laut Beschluss privates Kapital akquiriert werden. Von 
1996 bis 1999 folgten dann die Planung des Flughafens und die Einreichung des Plan-
feststellungsantrags. Von 1997 bis 2003 wurde über die Privatisierung des Bauvorha-
bens und die Vergabeverfahren verhandelt. Die Privatisierung wurde schlussendlich 
nicht umgesetzt und die Planungsunterlagen gingen an die Flughafengesellschaft über 
(s. u). Im Jahr 2005 gab das Bundesverwaltungsgericht den Eilanträgen mehrerer An-
wohner gegen die Sofortvollziehbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses zum Schö-
nefeld-Ausbau weitgehend statt. Und das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
wies die Klagen von fünf Luftfahrtunternehmen gegen die Schließung von Berlin-Tegel 
zurück. Der Widerruf der Betriebsgenehmigung sollte nach der Inbetriebnahme des 
BER wirksam werden. 

 

 

 
2 Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperiode, 
Drucksache 18/4010 zweiter Komplex, Sondervotum der Fraktion AfD, S. 741. 
3 Zeuge Matthias Platzeck (SPD), Wortprotokoll der Vernehmung vom 10.03.2023, WP 7/2, S. 78. 
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2. Aktiver Schallschutz 
2.1. Flugverfahren 
 

Flugverfahren, auch Flugrouten genannt, sind standardisierte, festgelegte Regelungen 
für die Abwicklung des Luftverkehrs innerhalb von Flugverkehrskontrollzonen für An- 
und Abflüge zu und von Flugplätzen auf Bundesebene und nicht Gegenstand der Plan-
feststellung. Erlassen werden die von der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) vor-
geschlagenen Flugverfahren durch das BAF (Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung) 
in Form von Rechtsverordnungen, die im Bundesanzeiger veröffentlicht werden. 

Als konkrete Verhaltensanweisungen sind sie vom Luftfahrzeugführer zwingend zu be-
achten, sofern keine abweichende Flugverkehrskontrollfreigabe vorliegt. Flugverfah-
ren sind standardisierte und vorweggenommene Flugverkehrskontrollfreigaben. Sie 
dienen der sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Luftverkehrs. Fluglot-
sen ist es erlaubt, von den vorgegebenen Flugverfahren abzuweichen, indem sie bei 
Bedarf die Luftfahrzeuge unabhängig leiten. Dies kann außerhalb von Flugverfahren 
zu zusätzlichen Überflügen führen. Dabei ist zu beachten, dass die Mindestflughöhe 
eingehalten wird. 

Ein großes Problem mit weitreichenden Folgen hinsichtlich der Flugverfahren war das 
zeitliche Auseinanderliegen des Planfeststellungsbeschlusses und der endgültigen 
Festlegung der Flugverfahren. So sahen die vorläufigen Flugverfahren Geradeaus-
Starts und Geradeaus-Landungen vor: 

„Aus dem Planfeststellungsantrag der Flughafengesellschaft geht auch hervor, dass der 
Parallelflugbetrieb nicht eine bloße Nutzungsmöglichkeit war, die sich die Flughafenge-
sellschaft für einen späteren Zeitpunkt offenhalten wollte; vielmehr war diese Art der 
Nutzung aufgrund des zu erwartenden Verkehrsaufkommens bereits ab der Eröffnung 
des Flughafens eingeplant.“4 

Die dauerhaften Flugverfahren hatte die Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) erst 
2010 öffentlich bekannt gegeben. Dem Brandenburger Ministerium für Stadtentwick-
lung, Wohnen und Verkehr (MSWV) war die Notwendigkeit abknickender Flugrouten 
bei Parallelbetrieb allerdings spätestens durch ein Schreiben der DFS mit Datum vom 
20. August 1998 bekannt.5 Die FFB, der die Notwendigkeit der Abweichung der Flug-
verfahren ebenfalls bereits bekannt war, verweigerte aus Zeit- und Kostengründen 
eine Neuberechnung.6 Beide führten damit die Öffentlichkeit, insbesondere davon be-
troffene Bürger, bis Ende 2010 in die Irre. Wäre das bereits 1998 bekannt geworden, 
hätten die Proteste der Bürger sicherlich nicht erst 2013 und damit nach dem Baube-
ginn eingesetzt, sondern lange Zeit vor diesem – mit einer dramatisch höheren 

 
4 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 178. 
5 Vgl. DFS GmbH Region Ost (Krüger), Schreiben an das MSWV Brandenburg (Bayr) vom 
20.08.1998, DFS 1, Bl. 63 f., zitiert im Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordneten-
hauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 168. 
6 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S, 174 f. 
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Chance, den Flugbetrieb am dafür ungeeigneten Standort Schönefeld doch noch zu 
verhindern und gegebenenfalls massive Verschwendungen von Steuergeldern durch 
Bauprobleme erst gar nicht entstehen zu lassen. 

Dass für den sogenannten unabhängigen Parallelbetrieb eine Abweichung der Abflug- 
und Anflugkurse erforderlich sein würde, war der Flughafengesellschaft somit bekannt. 

Der Abgeordnete Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion) befragte den Zeugen Carl 
Ahlgrimm, den ehemaligen Vorsitzenden der Fluglärmkommission, zu dem Themen-
bereich Flugverfahren (Flugrouten): 

Abgeordneter Freiherr von Lützow (AfD): „Haben Sie bezüglich des Ausbaus des 
Schallschutzes und der Umlegung der Flugrouten noch Sachverhalte mitzuteilen, die für 
unsere Beurteilung des Themenbereichs Schallschutz und Flugrouten wichtig sein könn-
ten aus Ihrer Sicht?“7 

Hierzu antwortete der Zeuge Carl Ahlgrimm: 

Zeuge Carl Ahlgrimm: „Also, die wichtigste Botschaft ist natürlich, dass es eine Krux 
ist, das Planfeststellungsverfahren und Festlegung von Flugrouten zu völlig unterschied-
lichen Zeitpunkten stattfinden, sprich, dass also im Fall des BER ein Planfeststellungs-
beschluss im Jahr 2004 gefasst wird und die eigentlichen Flugverfahren, die eigentlichen 
Flugrouten erst sehr viel später dann festgelegt werden. 

Besonders problematisch am Standort Schönefeld ist auch noch, dass man beim Plan-
feststellungsverfahren noch davon ausgegangen ist, dass man parallel auf der Nord- 
und Südbahn starten und landen kann, also geradeaus ohne jede Abknickung, und dass 
sich dann aber herausgestellt hat: Dem ist mitnichten so, denn mindestens eine der bei-
den Bahnen muss beim Start um 15 Grad abknicken, weil ansonsten die Sicherheit nicht 
gewährleistet ist.“8 

Aus diesem Umstand hat sich bei allen Beteiligten große Verunsicherung ergeben, mit 
weiteren Folgen für viele vom Fluglärm Betroffene: 

Zeuge Carl Ahlgrimm: „Das hat dazu geführt, dass viele Menschen dann tatsächlich 
erst im Nachhinein viele, viele Jahre nach dem Planfeststellungsbeschluss begriffen ha-
ben, dass sie von diesem Flughafen und von dem Fluglärm auch betroffen sind.“9 

Die Folge der Festlegung des für den Parallelbetrieb beider Start- und Landebahnen 
notwendigen Abknickens um 15 Grad war, dass sich der Lärmschutzbereich auswei-
tete und die Zahl der anspruchsberechtigten Haushalte von 26 000 um 500 auf dann 
26 500 Haushalte anstieg, die zu dem fraglichen Zeitpunkt vom Fluglärm so intensiv 
betroffen waren, dass sie anspruchsberechtigt waren.10 

Einen weiteren wesentlicher Kritikpunkt an den Planungsarbeiten zum Neubau des 
Flughafens am Standort Schönefeld stellte die offensichtlich mangelnde Beteiligung 

 
7 Daniel Freiherr von Lützow (AfD), Wortprotokoll der Vernehmung vom 28.04.2023, WP 7/2, S. 109. 
8 Zeuge Carl Ahlgrimm, Wortprotokoll der Vernehmung vom 28.04.2023, WP 7/2, S. 109 f. 
9 Ebd., S. 110. 
10 Vgl. Halberstadt, Protokoll 7. Sitzung vom 17.02.2023, S. 40. 
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der von den Flugverfahren betroffenen Bevölkerung dar. Hierzu äußerte sich bereits 
der 1. Berliner Untersuchungsausschuss in seinem Abschlussbericht: 

„Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die interessierten Anwohner zwar 
die Möglichkeit hatten, ihre potenzielle Betroffenheit zu erkennen, die Flughafengesell-
schaft hatte aber kein Problembewusstsein hinsichtlich der missverständlichen Ausle-
gung der Flugrouten. Die Tatsache, dass die Planfeststellungsunterlagen nur in den Ge-
meinden öffentlich ausgelegt wurden, die innerhalb der ermittelten Lärmkonturen lagen, 
verstärkte die negative Wirkung auf die Öffentlichkeit.“11 

Hierin ist ein Fehler bei der Beteiligung der Öffentlichkeit zu sehen. Dieser Auffassung 
war ebenfalls das Bundesverwaltungsgericht.12 

„Es wäre wünschenswert gewesen, möglichst viele betroffene Anwohner frühzeitig zu 
informieren, möglicherweise durch die Darstellung mehrerer möglicher Flugroutenver-
läufe und Lärmkonturen sowie durch eine deutlichere Sensibilisierung für die Tatsache, 
dass die Flugroutenplanung vorläufig sei, da bereits mit abknickenden Flugrouten ge-
rechnet werden musste.“13 

Ohne Zweifel müssen vor Eingriffen, wie der vorliegend massiven Lärmbelastung, Be-
troffene zukünftig deutlich öffentlich erkennbar und frühzeitig über die ihnen bevorste-
henden belastenden Maßnahmen informiert werden. Ganz anders stellte sich dies bei 
den im Verfahren frühzeitig bekannten abknickenden Flugverfahren bei Parallelbetrieb 
dar. Diese waren der Landesregierung seit August 1998 bekannt. Durch Verschweigen 
hinterging die damalige Landesregierung folglich die Anwohner, wahrscheinlich um 
deren Protest in dieser frühen Phase des Neubauprojektes zu verhindern. Eine Lan-
desregierung, die dermaßen die berechtigten Interessen ihrer Bürger hintergeht, muss 
dafür zur Verantwortung gezogen werden. 

 

 

2.2. Entgelte 
 

Im Verlauf der Befragung des Zeugen Dr. Kai Johannsen, Leiter Immissionsschutz der 
FBB GmbH, wurde auch die Problematik angesprochen, was der FBB an Möglichkei-
ten zur Verfügung steht, um die Lärmbelastung für die betroffenen Anrainer des BER 
zu verringern: 

Zeuge Dr. Kai Johannsen: „[…] Was wir machen, ist, dass wir sehen, an welchen He-
beln die FBB eventuell Einfluss nehmen könnte. Da sehe ich hauptsächlich die Entgelte. 
Und bei den Entgelten sind wir tätig geworden. Die haben wir so angepasst, dass es 
hoffentlich dazu führen wird, dass die kostenbewussten Airlines, sage ich mal, ihre Flug-
verfahren wieder ändern oder anpassen und dann leiser sind. Das werden wir 

 
11 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 187 f. 
12 Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 31. Juli 2012 – BVerwG 4 A 5000.10 Rn. 105.  
13 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 188. 
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beobachten. Aber das ist ein Prozess, der geht nicht von heute auf morgen; das muss 
man über Jahre beobachten. Die Flugverfahren werden jetzt nicht per Fingerschnipp von 
heute auf morgen geändert. Das ist eher ein längerer Prozess. 

[…] wir haben als Flughafen relativ wenig Einfluss darauf, weil der Lärm wird ja dadurch 
bestimmt, erstens mal, wo die Flugzeuge langfliegen – das bestimmt die Flugsicherung 
– und dann natürlich, wie die Piloten sich verhalten, wie die Schubstellungen sind. Darauf 
haben wir indirekt Einfluss, und das haben wir ja auch geltend gemacht über die Entgelt-
ordnung […].“14 

Problematisch wird es jedoch in dem Fall, wenn die Wirkung einer Entgeltordnung 
durch Ausnahmen relativiert wird. So nimmt die FBB sogenannte verkürzte Starts 
(auch Short Take-off), bei denen die Lärmbelastung für Anwohner erheblich stärker 
ausfällt, von erhöhten Entgelten aus. 

 

 

3. Passiver Schallschutz 
3.1. Standortentscheidung 
 

Das Thema des passiven Schallschutzes am BER hängt eng mit der Frage der Stand-
ortwahl für den neuen Großstadtflughafen Berlin-Brandenburg zusammen. Es stellt ei-
nes der großen Probleme des Flughafens dar. So wurde das Planfeststellungsverfah-
ren abgeschlossen, dann jedoch erfolgreich beklagt, weil für diesen Flughafenstandort 
im Planfeststellungsbeschluss 2004 zunächst ein 24-Stunden-Betrieb vorgesehen 
war. Das Bundesverwaltungsgericht hatte hierzu in seinem Urteil vom 18. März 2006 
festgestellt, dass ein solcher Betrieb an dem gewählten Standort nicht möglich ist.15 

Im Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) ist geregelt, dass durch bauliche 
Schutzmaßnahmen in der Umgebung von Flugplätzen der Schutz der Nachbarschaft 
vor Fluglärm sicherzustellen ist.16 Dafür werden um Flugplätze Lärmschutzbereiche 
mit verschiedenen Schutzzonen eingerichtet.17 

Mit Fragen der Lärmbelastung durch den Flughafenbetrieb und des erforderlichen 
Schallschutzes hatte sich vorab der 1. Untersuchungsausschuss im Abgeordneten-
haus von Berlin beschäftigt. „Beim Vergleich der in Frage kommenden Standorte an-
hand standortbedingter bedeutsamer Faktoren habe sich gezeigt, dass, als einer der 
wichtigsten Faktoren, die voraussichtlich hohe Lärmbelastung der betroffenen Einwoh-
ner durch den Flugbetrieb gegen den Standort Schönefeld gesprochen hat.“18 Deswe-
gen habe insbesondere auch die Möglichkeit eines 24-Stunden-Betriebes, wie sie 

 
14 Zeuge Dr. Kai Johannsen, Wortprotokoll der Vernehmung vom 28.04.2023, WP 7/2, S. 80 f. 
15 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 160. 
16 Vgl. Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Oktober 
2007 (BGBl. I S. 2550). 
17 Vgl. § 2 Abs. 1 u. 2 FluLärmG. 
18 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 73. 
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durch die Flughafengesellschaft im Raumordnungsverfahren beantragt worden sei, in-
frage gestanden. 

Aufgrund der Regelungen zum Schallschutz für Anrainer in dicht besiedelten Gebieten 
im Bereich von Flughäfen hätte man frühzeitig zu dem Ergebnis kommen müssen, 
dass der Flughafenneubau am gewählten Standort vor allem gegen Brandenburger 
Interessen wissend verstößt. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch das im 
Grundgesetz festgeschriebene Recht auf körperliche Unversehrtheit, welches mit der 
Standortentscheidung, die von der damaligen SPD-Landesregierung unter Minister-
präsident Manfred Stolpe (SPD) mitgetragen wurde, keine Beachtung fand. 

 

 

3.2. Nachtflugverbot 
 

Am 20. Oktober 2009 erging ein Planergänzungsbeschluss aufgrund der Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 16. März 2006, der ein generelles Nachtflugver-
bot in der Zeit von 0 Uhr bis 5 Uhr sowie eine Kontingentregelung in den Randzeiten 
vorgesehen habe.19 

Ein angestrebtes Nachtflugverbot, das sich aus dem erfolgreichen Volksbegehren für 
eine vom Flugverkehr ausreichend freie Nacht ergibt, kann das Bundesland Branden-
burg ohne die Unterstützung der beiden anderen Gesellschafter Berlin und Bund al-
leine nicht durchsetzen. 

Die sich aus der Entscheidung für den Standort Schönefeld zwangsläufig ergebende 
Problematik hoher Kosten für einen dem Standort adäquaten passiven Schallschutz 
der betroffenen Anwohner ist somit hausgemacht. Dies gilt ebenfalls für die Unmög-
lichkeit des ursprünglich am Standort angestrebten 24-Stunden-Flugbetriebes.  

 

 

3.3. Kostenentwicklung Schallschutz und Schallschutzniveau 
 

Die Zeugin Christine Dorn machte in ihrer Aussage auch Angaben zur Höhe des an-
fänglichen Schallschutzbudgets: 

Zeugin Christine Dorn: „Und wenn man jetzt mal vergleicht, mit welchen Kosten der 
Flughafen selber geplant hat, um diesen Standort zu rechtfertigen, obwohl ja im Raum-
ordnungsverfahren das Thema rauf und runter war, dass der Lärmschutz für diesen 
Standort ein ganz großer Knackpunkt ist […]. Karin Ludwig hat eine Kostenschätzung 
eines Schallschutzprogramms für den Flughafen BBI vorgenommen, datiert vom 
31.01.2001, und da stehen zwei Zahlen drauf, bezogen auf passiven Schallschutz: 

 
19 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 160. 
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Anzahl der Wohneinheiten mit Anspruch auf passiven Schallschutz ca. 985, Gesamtkos-
ten netto 2.318.675 D-Mark, 2,3 Millionen D-Mark. Und zusätzlich, sozusagen gewisser-
maßen als Worst Case, falls da noch Dachdämmungen mit reinkämen, kommen für 132 
Wohneinheiten noch mal 1.098.000 Euro [!] dazu, also insgesamt 3,4 Millionen D-Mark. 
Mit diesen Zahlen ist die Flughafengesellschaft, ja in den Genehmigungsprozess rein-
gegangen. […] Tausendmal wurde gesagt: Die Schallschutzmaßnahmen sollen gewähr-
leisten, dass im Rauminnern bei geschlossenen Fenstern keine Flugzeuge lauter wer-
den als 55 dB.“20 

Diese aus heutiger Sicht kaum fassbare niedrige Summe für den Anwohnerschall-
schutz am BER wuchs in den folgenden Jahren nach Aussage der Zeugin Fölster, 
ehemalige Finanzgeschäftsführerin der FBB, erheblich: 

Zeugin Heike Fölster: „Also, als ich angefangen bin, war in der Planung - - Ich weiß es 
immer nicht: Waren es 130, 140 oder 150 Millionen Schallschutz, mit denen wir gestartet 
sind? – Dann gab es kurze Zeit später ein Gerichtsurteil, da waren wir bei Pi mal Daumen 
300 Millionen, weil andere Dezibelwerte gemessen wurden und auch andere, glaube ich, 
Entschädigungsalgorithmen – das weiß ich nicht mehr so genau - - Und final waren dann 
nachher 730, 750 – auf jeden Fall so eine Dreiviertelmilliarde. Das war mehr, als alle 
anderen deutschen Flughäfen in Deutschland für Schallschutz ausgegeben haben.“21 

Dies ist die Konsequenz einer politisch erzwungenen Wahl eines für dieses Projekt 
ungeeigneten Standortes. Die Versuche der FBB GmbH, die Kosten des passiven 
Schallschutzes zu minimieren, wurden von den schwerstbetroffenen Bürgern und letzt-
endlich von den Gerichten im Nachhinein abgewiesen: 

„Die FBB war durch die Schutzauflagen verpflichtet, die angeordneten Schutzmaßnah-
men zu erfüllen. Die Aufgabe der Genehmigungsbehörde war es, bei einer systemati-
schen Verfehlung des hinter den Schutzauflagen stehenden Schutzziels aufsichtsrecht-
lich einzuschreiten.“22 

Ähnlich wie die entsprechenden Versuche zur Kostenminimierung durch die FBB 
GmbH, die stets das Schallschutzziel auch gegenüber der Landesregierung für zu weit 
gegriffen und damit nicht erfüllbar darstellte, sprach die Landesregierung, die das Land 
Brandenburg als Gesellschafter der FBB GmbH vertritt, von einem sehr hohen ange-
strebten Standard beim Schallschutz: 

Zeuge Jörg Vogelsänger: „Der bestmögliche Schutz war unser gemeinsames Ziel.“23 

Der Zeuge Vogelsänger (SPD) lehnte es ab, die Nachfrage des Abgeordneten Dr. 
Zeschmann eindeutig zu beantworten, ob dieser „bestmögliche Schutz“ auch dem 
Schutz entspricht, den man erhält, wenn alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden: 

 
20 Zeugin Christine Dorn, Protokoll 12. Sitzung vom 08.09.2023, S. 50. 
21 Zeugin Heike Fölster, Protokoll 13. Sitzung vom 06.10.2023, S. 33 f. 
22 Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 15. Juni 2012 – OVG 12 S 27.12, 
Rn. 28. 
23 Zeuge Jörg Vogelsänger, Wortprotokoll der Vernehmung vom 09.06.2023, WP 7/2, S. 104. 
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Zeuge Jörg Vogelsänger: „Frau Vorsitzende, ich habe die Frage beantwortet.“ 

Abgeordneter Dr. Zeschmann (BVB/FW): „Also, ich stelle hiermit fürs Protokoll fest, 
dass die Frage in keinster Weise beantwortet wurde. […]“24 

Im weiteren Verlauf der Vernehmung äußerte sich der Zeuge Vogelsänger entspre-
chend, dass nicht sämtliche zur Verfügung stehenden Möglichkeiten für Schutzmaß-
nahmen zugunsten der Bürgerinteressen ausgeschöpft worden sein könnten. Viel-
mehr kann man annehmen, dass der Zeuge lediglich die gesetzlichen (Mindest-)An-
forderungen eingehalten sehen wollte: 

Zeuge Jörg Vogelsänger: „Ich habe auch über meinen Staatssekretär die FBB immer 
wieder auf die gesetzlichen Vorgaben hingewiesen.“25 

Das ist in diesem Fall jedoch in keiner Weise ausreichend, da das Fluglärmgesetz 
geringere Vorgaben für den passiven Schallschutz macht als der hier zugrunde lie-
gende Planfeststellungsbeschluss. Wie der bestmögliche Schallschutz sich in der Re-
alität gestaltete, schilderte die Zeugin Christine Dorn wie folgt: 

Zeugin Christine Dorn: „Die ersten Kostenerstattungsvereinbarungen wurden ausge-
reicht, und wir erkannten, dass die Bürger auch ganz nah am Flughafen überhaupt kei-
nen Schallschutz kriegen sollten. Die sollten nur mit einem Lüfter abgespeist werden. 

Und mit diesen Dokumenten sind wir in diese Sitzung mit der Staatskanzlei gegangen – 
AG Schallschutz hieß die, die war wirklich bei der Staatskanzlei angesiedelt – und haben 
Herrn Seidel Vorhaltungen gemacht, wie denn das sein kann, dass der Flughafen sich 
nicht an das planfestgestellte Schutzziel hält. Und der Herr Seidel hat zunächst Unwis-
senheit vorgetäuscht und hat gesagt, ja, sie hätten jetzt auch mal Fragen gestellt an den 
Flughafen usw. […] 

Und dann hatten wir aber durch einen Bürger bereits einen Beweis in der Hand, dass 
sich der Flughafen tatsächlich bei allen ausgereichten Kostenerstattungen nicht an das 
planfestgestellte Schutzziel hält. Mit diesem Beweis sind wir in die Sitzung gegangen, 
und dort hat Herr Seidel nicht etwa gesagt: ‚Das überrascht uns total‘, und: ‚Das muss 
ein individueller Fehler des Ingenieurbüros sein‘, und: ‚Wir nehmen das mit‘, und: ‚Wir 
werden das prüfen‘, sondern er hat gesagt: ‚Ja, was wollen Sie denn? Das sind die ge-
nerellen Vorgaben des Flughafens an die Ingenieurbüros‘, und damit war klar, dass 
100 % aller ausgereichten Kostenerstattungsvereinbarungen auf ein rechtswidriges 
Schutzziel hinausliefen.  

Und gleichzeitig wurde aber ein Schallschutz versprochen, der tatsächlich von Anfang 
an - - Ich habe das tausendmal gehört. Ich war dabei. Ich kann das wirklich bezeugen. 
Tausendmal wurde gesagt: Die Schallschutzmaßnahmen sollen gewährleisten, dass im 
Rauminnern bei geschlossenen Fenstern keine Flugzeuge lauter werden als 55 dB. – 
Und später wollte man sich an nix erinnern.“26 

Der unzureichende Anwohnerschallschutz hat sich aus der Planung der FBB zu einem, 
im Vergleich zum Planfeststellungsbeschluss, reduzierten Schallschutzprogramm er-
geben, obwohl erhebliche dafür zur Verfügung stehende Summen nicht ausgegeben 

 
24 Abgeordneter Dr. Philip Zeschmann (BVB/FW, später AfD-Fraktion) und Zeuge Jörg Vogelsänger, 
Wortprotokoll der Vernehmung vom 09.06.2023, WP 7/2, S. 104. 
25 Zeuge Jörg Vogelsänger, Wortprotokoll der Vernehmung vom 09.06.2023, WP 7/2, S. 105. 
26 Zeugin Christine Dorn, Wortprotokoll der Vernehmung vom 08.09.2023, WP 7/2, S. 50 f. 
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wurden, was bis heute gilt. Der Zeuge Prof. Dr. Lütke Daldrup zum Schallschutzbudget 
zwischen März 2017 und September 2021: 

Zeuge Prof. Dr. Engelbert Lütke-Daldrup: „Also beim Schallschutz - - war in der Ge-
samtverantwortung des Vorsitzenden der Geschäftsführung natürlich sozusagen die 
großen Themen angesiedelt, nicht die Behandlung der Einzelfallfragen, die ja im Ge-
schäftsbereich des jeweiligen verantwortlichen Geschäftsführers, Bobke-von Camen 
oder später Halberstadt, lagen. Wir haben vor allem im Blick gehabt, dass die finanzielle 
Ausstattung auskömmlich war. Ich kann mich nicht ganz genau erinnern, aber irgend-
was um 700, 730 Millionen war von vornherein für das Schallschutzprogramm zu mei-
nem Eintritt als CEO bereits budgetiert. Davon war vielleicht knapp die Hälfte – ich weiß 
es nicht mehr genau, aber irgendwas in dieser Dimension – bereits verausgabt worden, 
das könnte auch ein bisschen weniger gewesen sein, ich kann mich nicht im Detail erin-
nern. Es war jedenfalls ein erhebliches Budget noch vorhanden. Und wir haben diese 
Budgetplanung des Schallschutzprogramms mit jeder Wirtschafts- und Businessplanung 
aktualisiert. Da hat sich aber relativ wenig bewegt. Ich glaube, in der ganzen Zeit, wo ich 
Vorsitzender der Geschäftsführung war, lag das Schallschutzbudget deutlich über 700 
Millionen und wurde immer sozusagen nach dem entsprechenden Abarbeitungsstand 
von der entsprechenden Fachabteilung über meinen Geschäftsführerkollegen an die Fi-
nanzabteilung mitgeteilt und wie das Budget im Detail sich eben verändern musste. Es 
waren aber kleine Veränderungen. Und der Budgetrahmen lag immer so im Bereich 720, 
730, 750 Millionen. Und das war auch zu meinem Ausscheiden noch der Fall. Als ich 
ausgeschieden bin vor zwei Jahren, war das Budget, glaube ich, zu weniger als zwei 
Dritteln ausgeschöpft, also es war immer noch eine Menge Budget vorhanden.“27 

Es ist erstaunlich, wie viele zu einem guten Schallschutz für betroffene Bürger gehö-
rende relevante Notwendigkeiten und Risiken anfangs und auch später bei der Be-
rechnung des notwendigen Kapitals für einen gerechten und guten Schallschutz durch 
die FBB keine Beachtung fanden. Dabei versprach man auf politischer Seite den „welt-
besten Schallschutz“, wohlwissend, dass der von Minister Vogelsänger in seiner Ver-
nehmung stets wiederholte Schallschutz nach Gesetzeslage unter dem Niveau des 
Schallschutzes für die Bürger nach dem Planfeststellungsbeschluss zum BER liegt. 
So fuhr der Flughafenbetreiber FBB GmbH auch ein Sparprogramm beim Schall-
schutz. Welches Spiel spielten die Verantwortlichen in den Landesregierungen unter 
SPD-Führung mit den betroffenen Bürgern? Von Lärm können Menschen schwer 
krank werden. Insgesamt betrachtet wird klar, dass das Wohlergehen der Bürger nicht 
an erster Stelle in den Gedankenspielen der SPD-Landesregierung stand. 

 

 

3.4. Regelung Flugzeiten 
 

Bereits der 1. Untersuchungsausschuss im AGH von Berlin hatte sich mit Fragen der 
Lärmbelastung durch den Flugbetrieb und des dadurch erforderlichen Schallschutzes 
am BER befasst.  

 
27 Zeuge Prof. Dr. Engelbert Lütke-Daldrup, Protokoll 13. Sitzung vom 06.10.2023, S. 73 f. 
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„Das in dem Planfeststellungsbeschluss formulierte Tagschutzziel ‚keine höheren A-be-
werteten Maximalpegel als 55 dB(A) im Rauminnern bei geschlossenen Fenstern‘ für 
Wohn- und Betriebsräume sei durch die Geschäftsführung der Flughafengesellschaft 
letztlich bewusst in Abweichung von den Vorgaben des Planfeststellungsbeschlusses 
dergestalt interpretiert worden, dass lediglich sicherzustellen sei, dass nicht mehr als 
sechsmal pro Tag ein Maximalpegel von 55 dB(A) im Rauminneren überschritten werde. 
Anhand dieser Interpretation sei auch das 2009 gestartete Schallschutzprogramm zu-
nächst ausgelegt worden, ehe durch den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Ber-
lin-Brandenburg vom 15. Juni 2012 Rechtsklarheit über die Auslegung dahingehend be-
standen habe, dass jegliche Überschreitung des Schwellenwertes ausgeschlossen wer-
den müsse.“28 

Brandenburg ordnete den sofortigen Vollzug dieses Gerichtsbeschlusses gegenüber 
der Flughafengesellschaft an.29 

Zum Thema der Tagrandzeiten befragte die Abgeordnete Sabine Barthel (AfD-Frak-
tion) den geladenen Zeugen Carl Ahlgrimm, ehemaliger Vorsitzender der Fluglärm-
kommission: 

Sabine Barthel (AfD-Fraktion): „[…] Für mich haben sich einige Fragen auch aus den 
letzten Zeugenbefragungen ergeben. Und zwar: 22 bis 0 Uhr und 5 bis 6 ist nur ein 
eingeschränkter Flugbetrieb, also eine begrenzte Anzahl von Flügen zulässig. Der 
Zeuge Diekmann sagte in der Zeugenbefragung am 10. März 23 jedoch, dass 22 bis 23 
Uhr normale Flugzeit sei. Wurde das Thema Tagrandzeiten in der Fluglärmkommission 
thematisiert? Wenn ja, in welcher Häufigkeit? Und zu welchen Ergebnissen ist die Kom-
mission gekommen? Und wem wurden diese Ergebnisse mitgeteilt?“30 

Der Zeuge Carl Ahlgrimm antwortete darauf: 

„Ja, also das Thema Tagrandzeiten ist in der Tat in der Fluglärmkommission häufiger 
diskutiert worden. Ich kann mich jetzt allerdings nicht daran entsinnen, ob das zum Zeit-
punkt meines Vorsitzes oder zu anderen Zeitpunkten meiner Mitgliedschaft dort gewe-
sen ist. 

Und es ist in der Tat immer eine unterschiedliche Auffassung darüber erkennbar gewe-
sen zwischen den Mitgliedskommunen in der Fluglärmkommission, die in der Zeit von 
22 Uhr bis 24 Uhr und von 5 Uhr bis 6 Uhr eigentlich nicht von Tagrandzeiten gesprochen 
haben, sondern von Nachtrandzeiten, weil die Zeit der gesetzlich geschützten Nachtruhe 
nun mal von 22 Uhr bis 6 Uhr morgens geht, und den Vertretern des Flughafens bzw. 
auch der Airlines, die das immer als Tagrandzeiten bezeichnet haben. 

Nichtsdestotrotz ist es in der Tat so, dass die Nachtflugbeschränkungen oder die Rege-
lungen zu den Nachtflugbeschränkungen am BER ja tatsächlich die Zeit von 22 Uhr bis 
0 Uhr und von 5 Uhr bis 6 Uhr vorsehen. Während der Zeit von 0 Uhr bis 5 Uhr darf 
zumindest regelmäßig gar nicht geflogen werden; selbstverständlich abgesehen von Ka-
tastrophenflügen, Hilfsflügen usw. Aber, ja, das ist also doch für meine Begriffe sehr 
eindeutig, dass die Zeit von 22 Uhr bis 24 Uhr und von 5 Uhr bis 6 Uhr als die 

 
28 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 164. 
29 Vgl. Zeuge Jörg Vogelsänger, Wortprotokoll der Vernehmung vom 09.06.2023, WP 7/2, S. 94. 
30 Abgeordnete Sabine Barthel, Wortprotokoll der Vernehmung vom 28.04.2023, WP 7/2, S. 99. 
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entsprechend beschränkte Zeit gilt und es keineswegs so ist, dass bis 23 Uhr ein regu-
lärer Flugbetrieb stattfinden darf. 

Ergänzend dazu auch noch mal ein kurzer Hinweis: Wenn ich mich richtig an das Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts entsinne, hat das Bundesverwaltungsgericht auch in 
seinem Urteil genau zu der Zeit zwischen 22 Uhr und 23 Uhr auch Ausführungen ge-
macht. Es hat nämlich ganz deutlich gesagt: Hier muss der Tagverkehr bereits abschwel-
len. Es darf nicht passieren – wie es sich jetzt herausgestellt hat, dass es aber sehr wohl 
der Fall teilweise zumindest ist –, dass in der Zeit von 22 Uhr bis 23 Uhr die meisten 
Flüge pro Stunde am Tag abgewickelt werden. Das war also niemals Bestandteil des 
Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes, sondern da gab es eine ganz deutliche Auf-
lage: Es muss in dieser Zeit bereits abschwellen.“31 

In der Zeit 0 Uhr bis 5 Uhr dürfte mithin kein regelmäßiger Flugbetrieb am BER statt-
finden. In der Zeit davor und danach sollten Einschränkungen festgelegt werden. Wie 
diese auszusehen haben, hat das BVerwG in seinem Urteil zum Nachtflug aus dem 
Jahr 2016 jedoch nicht näher bestimmt. Festgelegt wurde dies in einem sich anschlie-
ßenden Planfeststellungsverfahren.  

Der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg wurde auch durch 
das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg vom 25. April 2013 bestä-
tigt.32 

Die Folge der auf 26 500 erhöhten anspruchsberechtigten Haushalte und des OVG-
Urteils war, dass die Kostenplanung zum Schallschutz neu berechnet werden musste. 
Diese Neuberechnung ergab einen Aufwuchs des Budgets zum Schallschutz von 130 
Millionen auf 750 Millionen Euro. In weiteren Urteilen des Oberverwaltungsgerichts 
Berlin-Brandenburg vom 3. Juni 2018 mussten Betroffene die Frage klären lassen, was 
unter schützenswerten Wohnräumen entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss 
zu verstehen ist.33 

An der Vielzahl der Fragen zum rechtmäßigen Schutz vor Fluglärm, die die betroffenen 
Anwohner bis auf eine Ausnahme alle vor dem OVG klären lassen mussten, kann man 
erkennen, dass die Flughafengesellschaft nicht gewillt war, einen dem Planfeststel-
lungsbeschluss entsprechenden Schutz zur gerechten Behandlung der betroffenen 
Anwohner zu gewährleisten, sondern lediglich einen nach Vorgabe der Gesetzeslage 
zu erfüllenden Mindestschutz. So hat weder die Jahre andauernde Rechtsunsicherheit 
noch haben diese Gerichtsverfahren zu einer befriedeten Situation oder zu einem flä-
chendeckenden Schallschutz geführt. Zumindest hat sich aus den Verfahren eine ver-
bindliche Rechtsauffassung ergeben. 

Daher verstößt der Weiterbetrieb des Flughafens BER ohne vollständige bauliche Um-
setzung des Schallschutzes bei den Schwerstbetroffenen – also in den Tag- und 
Nachtschutzgebieten – gegen die Auflagen des Planfeststellungsbeschlusses („welt-
bester Schallschutz“) und verletzt damit das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit 

 
31 Zeuge Carl Ahlgrimm, Wortprotokoll der Vernehmung vom 28.04.2023, WP 7/2, S. 99 f. 
32 Vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25.04.2013 – 11 A 7.13, 14.13, 15.13 
und 19.13.  
33 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 03.07.2018. 
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(Gesundheitsschutz). Da der bauliche Schallschutz im Tagschutzgebiet nicht ausrei-
chend umgesetzt ist, wäre der Flugbetrieb mithin bis zu einer vollständigen Umsetzung 
einzustellen. Diese Umsetzung hat unverzüglich zu erfolgen.  

 

 

3.5. Schallschutzbezogene Verkehrswertermittlung 
 

Der schallschutzbezogene Verkehrswert definiert sich im Gegensatz zum Verkehrs-
wert i. S. v. § 194 BauGB entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss als „Ver-
kehrswert von Grundstück und Gebäuden mit zu schützenden Räumen“.34 

Für ein bebautes oder bebaubares Grundstück besteht einmalig ein Anspruch auf bau-
lichen Schallschutz. Dieser steht dem zum relevanten Zeitpunkt der Anspruchsermitt-
lung (ASE-B) im Grundbuch eingetragenen Eigentümer zu, sollten die Gesamtkosten 
zur Herstellung der schalltechnischen Ertüchtigung die Höchstgrenze von 30 Prozent 
dieses schallschutzbezogenen Verkehrswertes sicher nicht erreichen. Mit dieser ASE-
B kann der Eigentümer des Grundstücks eine Fachfirma mit der Umsetzung der im 
Leistungsverzeichnis beigefügten Schallschutzmaßnahmen betrauen. 

Der schallschutzbezogene Verkehrswert ist abhängig vom Stichtag. Das bedeutet, 
dass der Wert des betreffenden Grundstücks in den ersten Jahren der Wertermittlung 
aufgrund des erwarteten Fluglärms in der Regel im Wert erheblich gefallen war und 
deswegen viel niedriger angesetzt wurde. Im Gegensatz zum schallschutzbezogenen 
Verkehrswert, der an einem Stichtag in späteren Jahren ermittelt worden ist. Dieser 
liegt wesentlich höher, da inzwischen der Speckgürtel im Randgebiet um Berlin als 
attraktives Wohngebiet gilt. 

Liegen die Gesamtkosten zur Herstellung der schalltechnischen Ertüchtigung über den 
genannten 30 Prozent des schallschutzbezogenen Verkehrswertes, so erhalten die 
Eigentümer eine geldwerte Entschädigung, mit der sie selbst die Schallschutzmaß-
nahmen beauftragen können oder auch nicht. Problematisch wird dieser Umstand 
beim Verkauf des bebauten Grundstücks. Sollte der Eigentümer das Geld nicht dazu 
nutzen, einen Schallschutz einzubauen, muss der Käufer dahingehend unterrichtet 
sein, dass ihm kein Recht gegenüber der FBB zusteht, für dieses Grundstück noch-
mals Gelder aus dem Schallschutzprogramm zu erhalten. Denn dieser Anspruch be-
steht nur einmal. 

Auf den Umstand, dass einige Anspruchsberechtigte lieber Geld erhalten wollen als 
einen baulichen Schallschutz, geht der Zeuge Andreas Schories, damaliger Projektlei-
ter und Sachverständiger der Firma Sprengnetter Property Valuation Finance GmbH, 
in seiner Befragung durch die Abgeordnete Sabine Barthel (AfD-Fraktion) ein: 

 
34 MSWV Brandenburg, Planfeststellungsbeschluss Ausbau Verkehrsflughafen Berlin-Schönefeld vom 
13.08.2004, S. 108. 
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Abgeordnete Barthel (AfD-Fraktion): „Da habe ich noch mal eine Nachfrage zu dieser 
50 % Anerkennungsquote, was Sie vorhin erwähnt haben: Sind andere Gutachter zu 
anderen Gutachtenergebnissen gekommen? Und was hätte das bedeutet in finanzieller 
Hinsicht?“ 

Zeuge Andreas Schories: „Die Frage ist nicht leicht zu beantworten. Es gibt so einige 
Phänomene am Flughafen. Manchmal will der Anspruchsberechtigte einen hohen Wert 
haben, und manchmal will er einen tiefen Wert haben. Da gibt es jetzt nicht: Er will immer 
einen hohen Wert haben oder er will immer einen tiefen Wert haben. Das hat damit zu 
tun, dass viele Anspruchsberechtigte lieber Geld sehen wollen als baulichen Schall-
schutz […]. 

Das liegt in der Natur der Sache, weil wenn er 50.000 Euro als Beispiel bekommt – diese 
30 % –, kann er mit den 50.000 machen, was er will. Kriegt er nur baulichen Schallschutz, 
dann muss er den im Haus nachweislich investieren und kann jetzt nicht was anderes 
davon kaufen. Deswegen wollen viele Anspruchsberechtigte, so makaber es klingt, so-
gar einen geringen Wert haben, damit sie in diese 30-%-Grenze rutschen. Das ist aber 
nicht unser Ansinnen. Aber es gab Kollegen, die auf ihrer Webseite geworben haben, 
dass sie für hohe oder geringe Werte sorgen. Aber das sind nicht wir gewesen. Also, 
das hat teilweise schon ganz tolle Stilblüten getrieben. 

Deswegen kann man aber nicht immer sagen: ein hoher Wert oder ein tiefer Wert. – 
Sowohl als auch. Also jemand, der von vornherein weiß, er ist in der Entschädigung, weil 
er zum Beispiel eine Holzbauweise hat; die ist schallschutztechnisch kaum zu ertüchti-
gen. Also, der weiß von vornherein: Der kriegt Geld. Der ist natürlich an einem hohen 
Wert interessiert. Wenn jemand aber sieht, er ist so bei der 30-%-Grenze, wenn ich jetzt 
einfach mal 20.000 Euro Verkehrswert weniger hätte, dann würde ich Geld bekommen. 
Dann stellt er sich auf die Hinterbeine, um weniger rauszukriegen. Das ist leider so. Das 
ist die Praxis.“ 

Abgeordnete Barthel (AfD-Fraktion): „Dazu habe ich noch mal eine Nachfrage: Was 
hat der Wunsch des Eigentümers mit dem Votum des Gutachtens zu tun? Muss das 
nicht neutral erstellt werden?“ 

Zeuge Andreas Schories: „Ja, das wird erstellt. Ich sage Ihnen nur die Praxis, was so 
entsteht.“35 

Hier wurde inflationär von der ASE-E gebrauch gemacht, die nach Planfeststellungs-
beschluss ausdrücklich eine Ausnahme darstellen sollte. An diesem Punkt wäre ein 
stärkerer Druck durch die FBB auf die Gutachter, nach Sachlage die 30-Prozent-Re-
gelung einzuhalten, angebracht gewesen, denn der spätere Käufer einer Immobilie, 
bei der der Anspruch auf Schallschutz bereits ausgezahlt worden ist, hat keinen An-
spruch mehr darauf, Schallschutz zu erhalten.  

 

 

 
35 Abgeordnete Sabine Barthel (AfD-Fraktion) und Zeuge Andreas Schories, Protokoll 10. Sitzung vom 
09.06.2023, S. 37. 
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3.6. Fehlerhafte Gutachten 
 

Die Anspruchsberechtigten mussten die ihnen zustehenden Schallschutzmaßnahmen 
selber durchführen lassen. Oftmals waren die betroffenen Eigentümer durch dieses 
aufwendige Verfahren überfordert und es kam zu Streitigkeiten zwischen dem An-
spruchsberechtigten und der FBB. Zur Bewältigung mussten sie sich Hilfe suchen. 
Diese wird durch den Landkreis Teltow-Fläming in der Schallschutzberatung angebo-
ten – leider jedoch ohne besonderes Engagement für die Schwerstbetroffenen –, fi-
nanziell gefördert durch das Land Brandenburg: 

Zeugin Nicole Brettschneider: „Die Schallschutzberatung wurde eingesetzt oder ent-
stand aus der Unzufriedenheit im Bereich der Anwohner. Da war also eine Stelle gefor-
dert gewesen, wo vermittelt wird auch zwischen Flughafen und Anwohnern, weil es da 
im Schallschutzprogramm, welches ja dann nach der Planfeststellung aufgelegt worden 
war, zu Differenzen kam, und es war eine neutrale Stelle gefordert. Somit sind wir dann 
damals entstanden im Landkreis. Und unsere Aufgabe ist es auch heute noch, zu ver-
mitteln zwischen Bürgern und Flughafen.  

Eine zweite Aufgabe ist, zu informieren für die, die sich noch überhaupt nicht auskennen, 
die da irgendwas wissen wollen: Habe ich einen Anspruch? – Oder: Ich will neu bauen. 
Was ist da? – Das sind so die zwei Bereiche, die wir haben.“36 

Nach Aussage der beiden Beraterinnen in der Schallschutzberatung, Frau Brettschnei-
der und Frau Spielberg, gab es im Verfahren fehlerhaft arbeitende Gutachter, bei-
spielsweise wurden Räume vergessen, andere falsch vermessen und auch in ihrer 
Nutzung vertauscht.37 In diesem Zusammenhang kam es auch zum Austausch von 
Gutachtern.38 Gerade in der Zeit 2014 und 2015 wiesen die erarbeiteten Anspruchser-
mittlungen zum Teil erhebliche Schwankungen in ihrer Qualität auf: 

Zeugin Grit Spielberg: „Die Anspruchsermittlungen: Also, da muss man wirklich sagen, 
dass die Qualität sich im Laufe der Jahre wesentlich verbessert hat. Als ich 2014 dort 
begonnen habe, war die Qualität sehr, sehr unterschiedlich. [...] Nach einiger Zeit hat 
sich die FBB dann auch von diesen Ingenieurbüros getrennt, und die Qualität hat sich 
mit den Jahren wirklich wesentlich erhöht.“39 

Zeugin Nicole Brettschneider: „Also, 2012, als ich angefangen habe, lief es recht ruhig. 
Und dann gab es ja diese Neuausweisung, diese Neuüberrechnung auch, mit dem hö-
heren Tagschutzziel. Und da sind um 2014 rum – 14, 15 war das – in sehr kurzer Zeit 
sehr viele Anspruchsermittlungen erstellt worden. Das lief teilweise, je nach Ingenieur-
büro, hanebüchen ab, von ‚Es ist alles richtig in einer Unterlage‘ bis zu ‚In der nächsten 
konnte jede Zahl falsch sein‘. Also, da war wirklich eine Bandbreite. [...] Das ist auf jeden 
Fall sauberer und ordentlicher geworden.“40 

 
36 Zeugin Brettschneider, Protokoll der 6. Sitzung vom 20.01.2023, S. 129. 
37 Vgl. Zeugin Brettschneider, Protokoll der 6. Sitzung vom 20.01.2023, S. 137. 
38 Vgl. Zeugin Spielberg, Protokoll der 6. Sitzung vom 20.01.2023, S. 94; Vorsitzende Bessin, Proto-
koll der 6. Sitzung vom 20.01.2023, S. 147. 
39 Zeugin Grit Spielberg, Protokoll 6. Sitzung vom 20.01.2023, S. 94. 
40 Zeugin Nicole Brettschneider, Protokoll der 6. Sitzung vom 20.01.2023, S. 137. 
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Der Zeuge Ralf Wagner, Leiter Schallschutz, stellt in seiner Aussage fest, dass die 
Qualität der stichprobenartig geprüften Unterlagen gegenüber den Prüfungen in den 
Jahren 2015 und 2017 erheblich gesteigert worden sei.41 

Hinsichtlich der Frage der Qualität der dann in der Praxis umzusetzenden Schall-
schutzmaßnahmen stellte das OVG fest, dass die Gemeinsame Obere Luftfahrtbe-
hörde Berlin-Brandenburg (LuBB) in ihren Vollzugshinweisen vom 14. September 
2017 zutreffend darauf hinweist, dass bei Vorhandensein mehrerer technisch vertret-
barer Varianten der Anspruch auf die kostenärmste Variante begrenzt sei.42  

Man muss feststellen, dass der Landkreis Teltow-Fläming nicht proaktiv gearbeitet hat. 
Stattdessen ist er nur beratend tätig geworden, wenn die betroffenen Bürger an ihn 
herangetreten sind. Betroffene Bürger mussten sich selbst organisieren, eine eigene 
Beratung aufbauen, um so das ihnen zustehende Recht auf Schallschutz notfalls vor 
Gericht durchsetzen zu können. Entsprechend sehen wir hier seitens des Landes ei-
nen dringenden Bedarf nachzusteuern, was auch die Qualität der Beratung angeht.  

 

3.7. Einhaltung der Schutzzonen nach Inbetriebnahme 
 

Die Einhaltung der Schallschutzgebiete wird permanent durch ein Lärmmessstellen-
netz rund um den Flughafen BER kontrolliert. Für die FBB verantwortet dies der Leiter 
Immissionsschutz Dr. Kai Johannsen.  

Dabei regelt eine Vielzahl rechtlicher Vorgaben, wie und wo Fluglärmmessstellen auf-
gestellt werden. Dazu gehört unter anderem die Verpflichtung für Verkehrsflughäfen, 
ein Messnetz von festen Messstellen zu betreiben. Die so erhaltenen Messergebnisse 
geben Auskunft über den Fluglärm und dessen Auswirkungen auf die Bevölkerung. 

Hierzu führte der Dr. Zeuge Kai Johannsen vor dem Untersuchungsausschuss aus: 

Zeuge Dr. Kai Johannsen: „Im Bereich Fluglärm gibt es ja den § 19a Luftverkehrsge-
setz. Darin steht die Verpflichtung für Verkehrsflughäfen, ein Messnetz von festen Mess-
stellen zu betreiben. Das machen wir also nicht zum Spaß. Dann gibt es aus den 70er-
Jahren noch eine Fluglärmmessanlagenrichtlinie, die meines Wissens nie überarbeitet 
wurde. Aber da stehen auch sehr vernünftige Sachen drin. Da steht drin, präzisiert, an 
welchen Stellen Fluglärmmessstellen aufgestellt werden sollen. Und da steht zum Bei-
spiel drin, dass die Messstellen direkt unterhalb der Flugpfade aufgestellt werden sollten, 
wo Bebauung und Besiedlung ist. Es ist natürlich klar, dass man eine Messstelle nicht 
irgendwo auf dem freien Feld aufstellt, wenn da keiner wohnt. Und da stehen auch schon 
ein paar Hinweise drin, dass man Messstellen möglichst so anordnet, dass Störgeräu-
sche keinen großen Einfluss auf die Fluglärmmessung haben. Das sind alles, denke ich, 
relativ offensichtliche Anforderungen. Und dann gibt es auch noch die DIN 45643. Das 
ist ein 80-seitiges Dokument, in dem wirklich ganz detailliert drinsteht, welche 

 
41 Vgl. Zeuge Ralf Wagner, Protokoll 7. Sitzung vom 17.02.2023, S. 88 f. 
42 Vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 3. Juli 2018 – OVG 6 A 1.17, Rn. 72. 
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Bedingungen für die Aufstellung von Messstellen gelten. An diese Richtlinien haben wir 
uns so weit gehalten.“43 

Sollten Flugverfahren verändert werden, würden demnach auch die Standorte der 
Lärmmessstationen angepasst.44 Zudem schreibt die DIN 45643 vor, dass die Mess-
stellen alle zwei Jahre geeicht werden müssen. 

Als Mitglied der Fluglärmkommission bestätigte die Zeugin Christine Dorn die ausrei-
chende Dimensionierung des Netzes der Lärmmessstellen. Lediglich in Waltersdorf 
seie eine weitere Messstation zu den Flügen, die von der Südbahn abgehen, wegen 
der dort durchgeführten Intersection-Starts (Intersection Take-offs) wünschenswert:  

Zeugin Christine Dorn: „Ja. Das ist ziemlich groß. Und die Flughafengesellschaft ist 
auch mit zusätzlichen mobilen Messstellen unterwegs. Es gibt nach meiner Kenntnis 
einen einzigen Punkt, wo ich jetzt spontan sagen würde, da fehlt eine. Das ist in Wal-
tersdorf an dem Kindergarten, wo die Flüge von der Südbahn, die nach Osten starten, 
Intersection-Starts machen, also nur die halbe Bahn nutzen. Die donnern dort in unter 
400 m drüber und erzeugen dort Pegel von 85 dB und mehr. Als ich das archiviert und 
der Immissionsschutzbehörde geschickt habe, da haben die erschrocken gesagt: ‚Wir 
haben uns nicht vorstellen können, dass dort so hohe Pegel auftreten‘, weil dort keine 
Messstelle ist. Also dort fehlt meiner Ansicht nach eine."45 

Zur Frage hinsichtlich der durchgeführten Intersection-Starts führte der Zeuge Dr. Kai 
Johannsen aus: 

Zeuge Dr. Kai Johannsen: „Zu Ihrer Frage der Intersection Take-offs – das sind ja die 
verkürzten Abflüge –: Natürlich gibt es einen gewissen Einfluss, aber der ist durchaus 
unterschiedlich an den einzelnen Messstellen. Wir werten das aber im Einzelnen nicht 
aus, sondern wir werten ja die Summenpegel aus. Ich möchte aber bezweifeln, dass das 
wirklich einen extrem hohen Einfluss hat, weil es sind wahrscheinlich hauptsächlich nur 
die Messstellen, die ganz nah am Flughafen dran sind, weil da der Höhenunterschied, 
der dann durch diesen verkürzten Start besteht, noch, sagen wir mal, relativ groß ist. An 
Messstellen, die weiter weg sind, ist der Höhenunterschied, also die Differenz zu einem 
Abflug, der die gesamte Bahnlänge nutzt, und einem Abflug, der verkürzt erfolgt, minimal 
und wird sich im Pegel, sagen wir mal, nur im Rahmen der normalen Streuung nieder-
schlagen. Das heißt, wir werden das da auch nicht mehr nachweisen können. Es gab 
aber jetzt keine Berichte, die speziell auf diesen Sachverhalt abgehoben haben.“46 

Im Ergebnis stellte der Zeuge Dr. Kai Johannsen zur Einhaltung der Schutzzonen nach 
Inbetriebnahme fest, dass es diesbezüglich keine besonderen Abweichungen gebe.47 

Unsere Feststellung zu dieser Problematik ist, dass viele Flugzeugführer (Piloten) auf-
grund der bereits 1996 festgestellten Schwierigkeit, dass parallele An- und Abflüge auf 
dem BER, ohne dadurch gefährliche Situationen hervorzurufen, nicht möglich sind, 
und aufgrund des Flugverhaltens sowie der damit abweichenden Flugrouten gezwun-
gen sind, Bereiche außerhalb der festgelegten Schallschutzzonen zu überfliegen. Im 

 
43 Zeuge Dr. Kai Johannsen, Protokoll 9. Sitzung vom 28.04.2023, S. 57. 
44 Zeuge Dr. Kai Johannsen, Protokoll 9. Sitzung vom 28.04.2023, S. 58. 
45 Zeugin Christine Dorn, Protokoll 12. Sitzung vom 08.09.2023, S. 72. 
46 Zeuge Dr. Kai Johannsen, Protokoll 9. Sitzung vom 28.04.2023, S. 60. 
47 Vgl. Zeuge Dr. Kai Johannsen, Protokoll 9. Sitzung vom 28.04.2023, S. 87. 
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laufenden Betrieb sind damit auch andere Gebiete als vom Fluglärm betroffen anzu-
sehen. Hierzu muss unverzüglich eine Evaluierung der Schutzzonen erfolgen und ent-
sprechend nachgesteuert werden. Dabei ist im Zuge der Neuberechnung der Schutz-
zonen zu beachten, dass nicht mehr nur im Rahmen von theoretischen Berechnungen 
gehandelt wird, sondern auch die real existierende Flugpraxis Berücksichtigung findet.  
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II. Themenkomplex: Finanzen 
 

Die Kostensteigerungen beim Bau des neuen Flughafens Berlin Brandenburg (BER) 
waren exorbitant. Sie überschritten mit Leichtigkeit die bereits bekannten relativen 
Steigerungen anderer Großprojekte, zumal wenn diese von der öffentlichen Hand, also 
den Steuerzahlern, finanziert werden. 2002 ist man ursprünglich von Entstehungskos-
ten in einer Höhe von 1,7 Milliarden Euro ausgegangen. 

Die immer wieder aufkommenden massiven Verzögerungen beispielsweise durch auf-
tretende Baumängel und deren kostenintensive Beseitigung, der dem Standort ge-
schuldete aufwendige Schallschutz sowie die Kündigung des Generalplaners Pla-
nungsgemeinschaft Berlin-Brandenburg International (pg bbi) am 23. Mai 2012 führten 
insgesamt zu sieben Verschiebungen der Flughafeneröffnung und zu einer Kostenex-
plosion auf über sieben Milliarden Euro. Der Kündigung der pg bbi folgte ein monate-
langer Stillstand auf der Baustelle. Der Abgeordnete Martin Delius führte hierzu in sei-
nem Sondervotum zum Abschlussbericht des 1. Untersuchungsausschusses des AGH 
Berlin weiter aus: 

„Die ‚Talfahrt‘ des Projekts wurde laut Mehdorn durch die im Mai 2012 vorgenommene 
Kündigung der Generalplaner der pg bbi fortgesetzt. Danach habe auf der Baustelle ein 
‚regelrechter Brain Drain‘ eingesetzt. Schließlich sei die Bautätigkeit zum Erliegen ge-
kommen. Das neue Flughafen-Management hätte sodann ‚die Bauherrenfunktion, die 
de facto nicht mehr vorhanden war, vollkommen neu aufbauen‘ müssen. Neben Amann 
sah demnach auch Mehdorn die unüberlegte Kündigung der pg bbi als negativ für das 
Projekt an.“48 

Die erste gescheiterte Eröffnung, ursprünglich für den 30. Oktober 2011 anberaumt, 
wurde vom Aufsichtsrat am 25. Juni 2010 beschlossen. Neuer Termin war dann der 3. 
Juni 2012, der ebenfalls verschoben werden musste. 

 
48 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 185. 
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1. Entwicklung der Kosten 
 

Ein Finanzierungsmodell des Projektes wurde erst nach dem Scheitern der bisher letz-
ten Privatisierungsbemühungen 2003 aufgestellt. Dabei bediente man sich einer Brü-
ckenfinanzierung, die im Juni 2006 abgeschlossen wurde. Die Langzeitfinanzierung 
folgte drei Jahre später, im September 2009.49 

Der Aufsichtsrat ging im Jahr 2004 von Baukosten in Höhe von über drei Milliarden 
Euro aus. Bis zum Scheitern des Eröffnungstermins im Jahr 2012 betrug das Finan-
zierungsvolumen 3,3 Milliarden Euro. Nach der gescheiterten Inbetriebnahme berech-
nete der technische Geschäftsführer Amann die Verlängerung der Bauzeit auf über ein 
Jahr. Bis Herbst 2013 ergab sich damit ein Mehrbedarf von etwa 1,2 Milliarden Euro. 
Da davon ausgegangen wurde, dass die Banken nach der gescheiterten Inbetrieb-
nahme keine zusätzliche Finanzierung übernehmen würden, musste dieser Kapital-
mehrbedarf zusätzlich finanziert werden. Das erfolgte durch die drei Gesellschafter, 
Berlin, Brandenburg und den Bund.50 

Insgesamt entstanden nach 2014 und 2016 Mehrkosten in Höhe von 2,7 Milliarden 
Euro. Da 500 Millionen Euro aus dem Kapital der FBB GmbH finanziert wurden, belief 
sich der Mehrbedarf auf 2,2 Milliarden Euro. Diese Summe wurde in Form eines ver-
bürgten Konsortialkredites zu 50 Prozent mittels eines Gesellschafterdarlehens und zu 
50 Prozent mit einem voll verbürgten Bankkredit für die FBB GmbH dargestellt.51 Bei 
der FBB GmbH war zur Aufnahme von Krediten die Zustimmung des Aufsichtsrates 
und der Gesellschafterversammlung notwendig – also mittelbar auch die des Branden-
burger Finanzministeriums.52  

Nach Darstellung des Zeugen Mehdorn fanden zu Finanzfragen regelmäßige Sitzun-
gen des Aufsichtsrates statt:  

Zeuge Hartmut Mehdorn: „Also, es gab regelmäßige Sitzungen zwischen einem Aus-
schuss, den der Aufsichtsrat eingesetzt hat oder die Mitarbeiter der Aufsichtsratsmitglie-
der beteiligt waren, aus Brandenburg, Berlin und auch Bund. Dort wurden die Finanzbe-
dürfnisse immer abgestimmt. Es wurde von Frau Fölster dort vorgetragen, und die hat 
das auch mit den einzelnen Behörden bilateral abgestimmt. Das war eigentlich nie - - 
Das war normaler Gang der Dinge. Da gab es keine besonderen Vorkommnisse aus 
meiner Sicht.“53 

Die Wahl der Optionen zur Finanzierung wurde auf Leitungsebene durch strategische 
Entscheidungen beschlossen und die technische Umsetzung erfolgte auf Arbeits-
ebene. Nach Aussage des damaligen Finanzministers Christian Görke (Die Linke, Mi-
nister in der Zeit von Januar 2014 bis November 2019) entbrannte eine Diskussion, ob 
durch Zuführung von Eigenkapital durch die drei Gesellschafter die Finanzierung zu 

 
49 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 364 f.  
50 Vgl. Zeuge Prof. Dr. Schwarz, Protokoll 17. Sitzung vom 16.02.2024, S. 61 f.  
51 Vgl. Zeuge Johannes Werner, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 75. 
52 Vgl. Zeuge Johannes Werner, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 110. 
53 Zeuge Hartmut Mehdorn, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 60. 
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realisieren wäre. In diesem Punkt konnte sich Brandenburg mit seinem Vorschlag 
durchsetzen, die Finanzierung mittels der Gewährung von Darlehen sicherzustellen.54  

Insgesamt ging der Zeuge Christian Görke von einem Gesamtfinanzierungsvolumen 
am Ende seiner Dienstzeit als Finanzminister im November 2019 in Höhe von 6,7 Mil-
liarden Euro aus.55 

Der Zeuge Johannes Werner berichtete von weiteren 108 Millionen Euro, die die FBB 
GmbH im Jahr 2021 von den Gesellschaftern erhalten hat. 

Wesentliche Ursache für die Terminverschiebungen und die Bauprobleme sowie ein 
großer Kostentreiber waren zudem die etwa 400 Wünsche zur Planungsänderung aus 
dem politischen Raum, die an den Architekten Meinhard von Gerkan gerichtet wurden. 
Die daraus resultierenden Um- und Neuplanungen führten zu einer weiteren Komple-
xität des Gesamtvorhabens, das dann mit der bestehenden Organisationsstruktur nicht 
mehr zu durchschauen war. Hierdurch ergaben sich viele Baumängel, auch im Brand-
schutz. 

 

 

2. Möglichkeiten des Gesellschafters Land Brandenburg 
 

Das Land Brandenburg war als Gesellschafter der FBB Teil der Gesellschafterver-
sammlung und entsandte ebenfalls Vertreter in den Aufsichtsrat. Seine Kontrollfunk-
tion hat der Aufsichtsrat jedoch mindestens bis 2012 wegen der mangelhaften Bericht-
erstattung (s. u.) nur eingeschränkt wahrgenommen. 

Die Untersuchungsausschüsse des AGH Berlin stellten zum Handlungsrahmen der 
Gesellschafter fest, dass dieser hauptsächlich durch drei Faktoren geprägt war: insta-
bile Projektstrukturen, Kostensteigerungen, dysfunktionales Kontroll- und Risikomana-
gementsystem: 

„Der festgestellte Anstieg der Baukosten ergibt sich als logische Konsequenz der auf-
gezeigten Probleme: Sie wurden zum einen verursacht durch bauliche Veränderungen, 
welche zu erfolgen hatten, um steigende Passagierzahlen zu bewältigen, neue Sicher-
heitsvorschriften umzusetzen und wirtschaftliche Erträge zu steigern. Zum anderen tru-
gen die erheblichen Bauverzögerungen ebenso wie die Preisentwicklungen im Stahl- 
und Energiesektor zur Kostenerhöhung bei. Nicht zuletzt ist der nach jahrelangen 
Rechtsstreitigkeiten nunmehr feststehende Umfang der notwendigen Schallschutzmaß-
nahmen als Kostenfaktor zu berücksichtigen.“56 

 
54 Vgl. Zeuge Christian Görke, Protokoll 12. Sitzung vom 08.09.2024, S. 108. 
55 Vgl. Zeuge Christian Görke, Protokoll 12. Sitzung vom 08.09.2024, S. 102. 
56 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 406. 



26 
 

Der Abschlussbericht des BER II des AGH Berlin verweist bezüglich des Kontroll- und 
Risikomanagementsystems auf die Mitteilung des Rechnungshofes des Landes Bran-
denburg an das Ministerium der Finanzen des Landes Brandenburg vom 10. Juli 2015: 

„Der Landesrechnungshof Brandenburg schloss seine Untersuchungen mit der Fest-
stellung ab, dass insbesondere das interne Kontrollsystem und das Risikomanagement-
system der Flughafengesellschaft über Jahre hinweg defizitär ausgestaltet gewesen 
seien. Diesbezügliche Reorganisationsmaßnahmen des Unternehmens seien nicht 
durchgreifend gewesen, was für Aufsichtsrat und Beteiligungsreferat ohne weiteres er-
kennbar gewesen sei. Wesentliche Ursachen der Terminverschiebungen und Kosten-
steigerungen seien konkrete Defizite in der allgemeinen Unternehmensorganisation und 
-kultur, insbesondere im Management und Controlling des Bereichs Planung und Bau, 
sowie in den Bereichen Compliance-, Risiko- und Vertragsmanagement und im Bereich 
der kaufmännischen Kompetenz bzw. des Planungswesens gewesen. 

Darüber hinaus kritisierte der Brandenburgische Rechnungshof die Besetzung des Auf-
sichtsrates vornehmlich mit Mitgliedern der dortigen Landesregierung. Das Bedürfnis 
nach politischer Verantwortlichkeit sei zwar nachvollziehbar. Es fehle bei solcher Beset-
zung aber an der für ein entsprechend komplexes und problembehaftetes Großbauvor-
haben notwendigen Kompetenz im Aufsichtsgremium. Insbesondere, dass die als Re-
präsentanten des Gesellschafters in die Gesellschafterversammlung entsandten Mitar-
beiter des Beteiligungsreferats im Ministerium der Finanzen den Aufsichtsratsmitgliedern 
hierarchisch untergeordnet waren, habe in dieser Konstellation darüber hinaus dazu ge-
führt, dass die Gesellschafterversammlung ihre eigenständige Rolle nicht mehr habe 
wahrnehmen können. Gesellschaftsrechtlich vorgesehene Kontroll- und Schutzmecha-
nismen hätten deshalb nicht ausreichend funktioniert, sodass verschiedene Fehlentwick-
lungen in der Flughafengesellschaft nicht erkannt oder ausreichend kritisch hinterfragt 
worden seien. Dies gelte insbesondere in Bezug auf das interne Kontrollsystem und das 
Risikomanagement. Insofern sei bereits im Zusammenhang mit den Verschiebungen im 
Jahr 2012 ein externes Controlling angezeigt gewesen und weiterhin empfehlenswert.“57 

Der Vorschlag nach der gescheiterten Eröffnung 2012, für den Aufsichtsrat ein exter-
nes Controlling einzuführen, wurde im Zusammenhang mit der Berufung des Ge-
schäftsführers Hartmut Mehdorn nicht angenommen. Dies stellte sich als ein weiterer 
Fehler heraus. Zurückzuführen ist dies wohl ursächlich auf die ablehnende Haltung 
von Herrn Mehdorn hierzu.58  

Insgesamt ergab sich hinsichtlich der Gesellschafterversammlung und -vertreter das 
Bild eines Kollektivs, das entgegen allen Anzeichen den unbedingten Glauben an eine 
termingerechte Fertigstellung des Vorhabens hatte.59 Das hat zu weiteren Kostenstei-
gerungen geführt. 

 

 
57 Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperiode 
(BER II), Drucksache 18/40100, S. 431 f. 
58 Vgl. Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperi-
ode (BER II), Drucksache 18/40100, S. 380. 
59 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 405. 
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3. Kommunikation in der FBB und ihren Gremien 
 

Die Kommunikation zwischen der Baustelle und der Geschäftsführung der FBB gestal-
tete sich schwierig. Das gilt entsprechend für den Informationsaustausch zwischen 
Aufsichtsrat und Geschäftsführung.  

Um sich einen einfachen Überblick über den Baufortschritt zu verschaffen, wurde ein 
sogenanntes Ampelsystem eingeführt. Dieses bestand bis 2012. Mit der Zeit wurden 
die meisten mit Problemen behafteten Bauabschnitte mit „Gelb“ gekennzeichnet, man-
gelhaft, jedoch behebbar. Das Problem dabei war, dass auch schwerwiegendere Prob-
lemfälle mit „Gelb“ gekennzeichnet wurden: 

Abgeordneter Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion): „Welche Gründe lagen vor, dass 
der Überblick, wie Sie so schön gesagt haben, verloren gegangen ist bei den vorherge-
henden Managern und alles drum und dran, dass man nicht mehr wusste, welche Bau-
mängel entstanden sind oder wo noch Handlungsbedarf ist und wo nicht? Dafür muss 
es ja Gründe gegeben haben, und die müssen Sie ja als Aufsichtsrat, aber auch als 
Geschäftsführung damals eruiert haben. Und die würden mich jetzt mal interessieren.“ 

Zeuge Rainer Bretschneider: „Also, ein zentrales Argument ist das, was auch der da-
malige Landesrechnungshofbericht schon enthält: dass die Kommunikation zwischen 
den praktisch Arbeitenden und der Geschäftsführung in irgendeiner Weise verloren ge-
gangen ist. 

Ich darf daran erinnern, dass insbesondere bis 2012 ein Ampelsystem zur Kommunika-
tion installiert gewesen war. Also, ‚Grün‘: Bei Vorgängen ist alles in Ordnung. ‚Gelb‘: Es 
ist Gefahr, es ist schwierig, wir sind außerhalb der Pläne. ‚Rot‘ ist: Es brennt, sage ich 
jetzt mal. 

Und im Rahmen dieser Kommunikation hat sich eine Kultur entwickelt, dass alles, was 
an Schwierigkeiten und Problemen aufgetaucht ist, immer unter ‚Gelb‘ gemeldet worden 
ist – also: schwierig, aber letztlich lösbar –, sodass am Ende die Geschäftsführung – 
jedenfalls kann man ihr das Gegenteil nicht beweisen – bis zum Ende fest daran ge-
glaubt hat, man könne den Flughafen mit gewissen Einschränkungen eröffnen. 

Und die Leute haben die Fehler nicht nach oben gemeldet, weil sie Angst hatten. Also, 
irgendwie wurde das unterdrückt. Keiner wollte - - Am Ende: Keiner wollte derjenige sein, 
der die letzte Axt an das Gerüst – BBI damals – legt. So ist das gewesen.“60 

Als Ergebnis der geschilderten praktischen Anwendung dieses Ampelsystems sind die 
Gesellschafter bis Mai 2012 davon ausgegangen, dass der Flughafen fristgerecht er-
öffnet werden kann. 

Um zu einem anderen Ergebnis zu kommen, hätte man frühzeitig die Kommunikation 
zwischen Baustelle und Geschäftsführung grundlegend ändern müssen, wie es nach 
der gescheiterten Eröffnung auch geschehen ist. TÜV Rheinland wurde als unabhän-
giger Gutachter geholt und es fanden im Einzelfall Baufachgespräche und 

 
60 Abgeordneter Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion) und Zeuge Rainer Bretschneider, Protokoll 
14. Sitzung vom 09.06.2023, S. 45. 
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Einzelgespräche mit den Firmen statt. Im Ergebnis war die Geschäftsführung deutlich 
besser über den Stand des Baus informiert. 

Da es damit noch immer keine ausreichende Kommunikation zwischen den Beteiligten 
gab, wurde versucht, ein Klima zu schaffen, in dem die Mängel ausdrücklich angespro-
chen werden sollten. 

Der Landesrechnungshof Brandenburg stellte in seinem Prüfbericht (Prüfzeitraum Juni 
2010 bis Februar 2013) fest, dass das Controlling (internes Kontrollsystem) und das 
Risikomanagement der FBB nicht entsprechend der Größe des Neubauprojektes di-
mensioniert und wirksam waren. Auch haben diesbezügliche Umstrukturierungsmaß-
nahmen nicht den gewünschten Effekt erzielt.61 Somit bestätigt der Bereich Finanzen, 
was vielfach auch im hiesigen Untersuchungsausschuss angemerkt wurde: die man-
gelhafte Kommunikationsstruktur im Unternehmen, auch bezüglich des Baufort-
schritts. Der Zeuge Dr. Helmuth Markov (Finanzminister des Landes Brandenburg von 
2009 bis 2014 und drei Jahre Aufsichtsratsmitglied der FBB) bestätigte dies in seiner 
Aussage. Er sagte aus, dass er in seiner Funktion als Aufsichtsrat von der Geschäfts-
führung insbesondere vor den Finanzausschusssitzungen Daten erwartet habe, die 
diese nicht habe liefern können, da die Voraussetzungen für eine anspruchsvolle Bau-
überwachung und eine notwendige Kostenplanung bis 2012 nicht hinreichend gege-
ben gewesen seien.62 

Die ursprünglich avisierten Kosten für das Terminal T2 stiegen von 100 Millionen Euro 
auf 200 Millionen Euro und stammten, anders als die FBB zunächst verlautbart hatte, 
nicht hauptsächlich aus den gestiegenen Baupreisen, sondern vor allem aus der feh-
lenden Kalkulationsreife der Planung im Vergabeverfahren. 

Diese teils unklaren bzw. widersprüchlichen Vergabeunterlagen haben bei den Bietern 
zu einem erhöhten Aufwand geführt, der vertraglich zum Nachteil für die Flughafenge-
sellschaft eingepreist wurde. Diese Planungsdefizite bei der Errichtung des Terminals 
T2 und die damit einhergehenden Kostensteigerungen zeigen geradezu beispielhaft, 
dass die Flughafengesellschaft nicht in der Lage war, ihre Rolle als Bauherr wahrzu-
nehmen und Bauprojekte von der Entwurfsplanung bis zur Fertigstellung zu planen, 
auszuschreiben und zu begleiten. 

 

 
61 Vgl. Landesrechnungshof Brandenburg, Mitteilung an das Ministerium der Finanzen des Landes 
Brandenburg vom 10.07.2015, XII (LRH Bbg), S. 268 und S. 370 f. 
62 Vgl. Zeuge Dr. Helmuth Markov, Protokoll 14. Sitzung vom 10.11.2023, S. 102. 
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III. Themenkomplex: Technik und Baumängel 
 

Der Fragenkatalog im Einsetzungsbeschluss nimmt innerhalb des dritten Themenkom-
plexes den weiten Bereich Technik und Baumängel ins Blickfeld. 

 

1. Brandschutzsystem 
 

Das Projekt des Neubaus eines Großstadtflughafens wie des BER stellt ein komplexes 
und vielschichtiges Vorhaben dar, bei dem eine erhebliche Anzahl technischer Anfor-
derungen zu erfüllen sind. Die Organisationsstruktur der FBB GmbH war diesen im 
Grunde absehbaren Ansprüchen an Planung, Koordinierung und Umsetzung in den 
ersten Jahren, bis mindestens zur gescheiterten Eröffnung 2012, nicht gewachsen – 
der erste Spatenstich fand am 5. September 2006 statt.63 

Unbestreitbar befanden sich die größten Mängel im Bereich der technischen Gebäu-
deausstattung, beim Brandschutzsystem. Dies war auch der Bereich, auf den der 
Zeuge Stephan Loge, ehemaliger Baudezernent und Landrat des Landkreises Dahme-
Spreewald, nicht zuletzt wegen des Schwelbrandes 1996 im Flughafen Düsseldorf mit 
17 zu beklagenden Todesopfern und 88 Verletzten das größte Augenmerk legte.64 

Bereits im Dezember 2011 sprach der Zeuge Erik Willner als Vertreter der Bauüber-
wachung erste Schwachstellen der Entrauchungsrichtung an. Er sprach der Anlage 
nicht insgesamt die Funktionsfähigkeit ab, wies aber auf den entsprechenden Aufwand 
hin:  

Zeuge Erik Willner: „Ich glaube schon, dass das funktionsfähig ist – wobei, wenn man 
in der – sagen wir mal – idealen Welt plant, dann würde man nicht so eine große Anlage 
für ein Fluggastterminal bauen. Man würde kleinteiliger bauen, um flexibler zu sein. Der 
Planer hat sich jetzt entschieden, eine große Anlage zu bauen. Das ist so, und damit 
kommen natürlich auch die zeitlichen Ketten der Inbetriebnahme. Das ist eine Folge.“65 

Der TÜV Rheinland hat die Anlage schließlich im April 2019 freigegeben.66 

Festzustellen ist, dass die Freigabe zwar durch den TÜV erfolgte, jedoch zu diesem 
Zeitpunkt viele versteckte Mängel in einer Größenordnung vorhanden waren, die vor 
der Eröffnung nicht entdeckt und behoben werden konnten. Zum Thema Haftung 
wurde durch eindeutige Aussagen von Zeugen und sowie durch Beweislage gezeigt, 
dass größere Unternehmen die Betreibergesellschaft FBB dermaßen unter Druck 

 
63 Vgl. Zeuge Hartmut Mehdorn, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 16. 
64 Vgl. Zeuge Stephan Loge, Protokoll 18. Sitzung vom 05.03.2024, S. 20. 
65 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 216 f. 
66 Vgl. Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperi-
ode (BER II), Drucksache 17/3000, S. 78 f. 
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gesetzt hatten, dass Regressansprüche in Millionenhöhe von dieser nicht durchgesetzt 
wurden.  

 

 

2. Sonstige Mängel und Haftung 
 

Die zahlreich auftretenden Baumängel am BER kamen als Ergebnis verschiedener 
Faktoren zustande. 

In wesentlichen Bereichen der technischen Gebäudeausstattung, des Brandschutzes, 
haben mangelhafte Planungsunterlagen der Generalplanerin pg bbi die terminge-
rechte Fertigstellung des Baus behindert.67 Mängel in der Ausführungsplanung der 
technischen Gebäudeausstattung sowie die vielen von der Bauherrin gewünschten 
Planungsänderungen kennzeichneten den gesamten Bauverlauf (s. o.). Dabei wurden 
bestehende Schwächen der Planung verstärkt, sodass insgesamt eine fortschreitende 
Verschiebung und Überlappung von Planungs- und Bauabläufen eintrat.68 Davon wa-
ren weitere Firmen betroffen, die wegen Änderungen eines Gewerks ihre Baufort-
schritte wieder zurückbauen mussten; zudem konnte eine Firma oftmals ihre Aufgaben 
nicht erfüllen, wenn eine andere noch nicht mit ihrem Anteil fertig war. So führten die 
Umbauten der Entrauchungsanlage in Summe zu geschätzten Verzögerungen von 
etwa drei bis vier Jahren.69 Zu weiteren Problemen, wie der Tatsache, dass Änderun-
gen nicht den gewünschten Effekt erzielten und daher abgerissen und wieder neu er-
stellt werden mussten, äußerte sich der Zeuge Stephan Loge in seiner Befragung.70 

Dem Umstand, dass die Funktionsfähigkeit der vollautomatischen Entrauchungsan-
lage zeitweise nicht hergestellt werden konnte, wollte die Geschäftsführung zur Über-
brückung bis zu Fertigstellung mit der „Mensch-Maschine-Lösung“ begegnen. Dabei 
sollte Personal für die Brandmeldung eingesetzt werden.71 Der Zeuge Stephan Loge 
befand diesen Vorschlag als nicht praktikabel. Er sagte dem Untersuchungsausschuss 
hierzu: 

„[…] dies habe ich Prof. Schwarz auch deutlich gesagt: Herr Professor, wenn Sie jetzt 
mit 80 bis 100 geborgten Studenten in orangenen Westen, vielleicht auf einem Cam-
pingstuhl mit einer Brotbüchse und einer Thermoskanne, vor jeder Brandschutztür sit-
zend den Brandschutz absichern, indem dann die Kollegen rufen: ‚Kollege, mach mal 

 
67 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 273. 
68 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 401. 
69 Vgl. Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperi-
ode (BER II), Drucksache 17/3000, S. 79 f. 
70 Vgl. Zeuge Stephan Loge, Protokoll 18. Sitzung vom 05.03.2024, S. 24. 
71 Vgl. Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperi-
ode (BER II), Drucksache 17/3000, S. 76. 
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die Tür zu, bei mir brennt es!‘, wird es mit uns keinerlei Einigung geben. – Und das sorgte 
für einen doch sehr schnellen Abbruch dieser Beratungen.“72 

An derartigen, eher verzweifelt anmutenden Lösungsvorschlägen kann man den gro-
ßen Druck zur Fertigstellung des Großprojektes erahnen. 

Der Zeuge Hartmut Mehdorn bezeichnete bestimmte Baumängel, wie beispielsweise 
die zu kurz berechneten Rolltreppen zum Flughafenbahnhof, schlicht als Planungsfeh-
ler. Dies war jedoch auf Planungsänderungen zurückzuführen, die nicht in wesentli-
chen Punkten, wie der sich damit ändernden Länge der Rolltreppen, angepasst wur-
den73 – einer der sehr vielen „kleineren“ Fehler, die in Summe sehr viel Geld gekostet 
haben und durch eine funktionsfähige Baustellenkommunikation leicht zu vermeiden 
gewesen wären. In diesem Zusammenhang stellt sich auch wieder die Frage nach der 
Haftung für Baumängel, an deren Durchsetzung bei der FBB jedoch in einigen augen-
scheinlichen Fällen auffallend wenig Interesse bestand, wie an den Beispielen Imtech 
und Siemens zu sehen ist.74  

 

 

3. Änderungen ab 2012 
 

Im Jahr 2012 ergab sich ein Umbruch in vielen Bereichen der FBB. Dies lag an der 
kurzfristigen erneuten Verschiebung der Eröffnung des BER im selben Jahr, die einen 
enormen Vertrauensverlust nicht nur der Öffentlichkeit zur Folge hatte, sondern auch 
bei den beteiligten Personen.75 Dieser Umbruch äußerte sich durch Anpassungen in 
vielen Bereichen, wie dem Personalbereich, bei der Planung und bei Abläufen in der 
Kommunikation. Die Maßnahmen waren teilweise einschneidend, wie die Kündigung 
der Generalplanerin (s. o.) und die Einleitung der Bestandsaufnahme von Mängeln 
durch den neuen technischen Geschäftsführer Horst Amann. 

Die fristlose Kündigung der Generalplanerin pg bbi im Mai 2012 wurde intensiv disku-
tiert. Sie erfolgte u. a., weil man der weiteren Fehleinschätzung erlag, dass die FBB 
die Fertigstellung mit eigenen Mitteln und eigenen Unterlagen gewährleisten könne, 
da nur noch Restarbeiten zu erledigen seien. Der Flughafen könne somit innerhalb 
kürzester Zeit eröffnet werden. Im Ergebnis erwies sich die Trennung von der Gene-
ralplanerin als großer Fehler. So ging mit der pg bbi das gesamte „Planungs-Know-
how“ für die FBB verloren. Versuche, diesen Verlust zu kompensieren, schlugen fehl, 
da die FBB organisatorisch einfach nicht dazu befähigt war, die Planer- und 

 
72 Zeuge Stephan Loge, Protokoll 18. Sitzung vom 05.03.2024, S. 31. 
73 Vgl. Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion) und Zeuge Hartmut Mehdorn, Wortprotokoll der Ver-
nehmung vom 19.01.2024, WP 7/2, S. 63 f. 
74 Vgl. Dr. Philip Zeschmann (AfD-Fraktion) und Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion) und Zeuge 
Hartmut Mehdorn, Wortprotokoll der Vernehmung vom 19.01.2024, WP 7/2, S. 50 ff. 
75 Vgl. Zeuge Seidel, Protokoll 17. Sitzung vom 16.02.2024, S. 110 f. 
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Bauüberwachung adäquat zu erfüllen oder die Vielzahl der Schnittstellen dieses Pro-
jektes zu koordinieren.76 

Neuer Geschäftsführer Technik der FBB wurde ab 1. August 2012 Horst Amann. Des-
sen Ziel war es, unmittelbar eine tiefgehende Mängelanalyse zu erarbeiten, für die er 
jedoch weitere Zeit benötigt hätte: 

„Ich habe unmittelbar nach meiner Bestellung und meinem Dienstantritt versucht, nach 
den Möglichkeiten, die gegeben waren, mir einen Überblick zu verschaffen über die Si-
tuation am Flughafen in Berlin. Das war gleich zu Anfang sehr schwierig für mich, weil 
weder auf ausreichend Bestandsmaterial im Sinne von Planungen, Berichten oder Gut-
achten zurückgegriffen werden konnte, aber auch die vorhandenen handelnden Perso-
nen und betroffenen Beteiligten - - mit denen war es nicht einfach, sehr schnell Licht ins 
Dunkel zu bringen. […] Ein weiterer schwerwiegender Punkt aus meiner Sicht war, dass 
es keine Planung gab, die zum Bauzustand passte. Das heißt, man konnte auch nicht 
an einer vernünftigen Planung vergleichen, was denn jetzt als Nächstes zu tun war, um 
schnell in eine Betriebsfähigkeit zu kommen. Ich habe darauf hingewiesen, dass der 
erste Schritt, der notwendig war damals aus meiner Sicht, eine flächendeckende Be-
standsaufnahme, und es sind da über 330 000 m² Bruttogeschossfläche, keine einfa-
chen Aufgaben - - die auch nicht zerstörungsfrei sein darf. Man muss also auch Wände 
öffnen können, um zu erkennen, ob die Installationsarbeiten und -aufgaben alle erfüllt 
waren.“77 

Der 2. Untersuchungsausschuss des AGH Berlin kam diesbezüglich zu dem Ergebnis: 

„Gerät ein Bauvorhaben in Schieflage, so ist eine saubere Analyse des Bau- und Pla-
nungszustandes und der Ursachen der Havarie erforderlich. Es müssen Lösungsstrate-
gien, wie zum Beispiel die von Technikchef Amann geforderte Bestandsaufnahme und 
eine darauf aufsetzende Planung, erarbeitet werden. Zur Umsetzung dieser Strategie 
muss den Verantwortlichen auch die nötige Zeit eingeräumt werden.“78 

Amanns Planungen endeten mit der Berufung von Hartmut Mehdorn als Geschäfts-
führer durch den FBB-Aufsichtsrat. Mehdorn wollte den Flughafen im Gegensatz zu 
Amann schnellstens eröffnet sehen. Dafür legte er seinen sogenannten Sprint-Prozess 
auf und kam mit dem Vorschlag einer Teileröffnung („Pre-Opening“) für eine schnelle 
Inbetriebnahme, die mit der damaligen Situation auf der Baustelle nicht in Einklang zu 
bringen war und eher der Kategorie des blinden Aktionismus zuzuordnen ist. Dass es 
bis weit in das Jahr 2014 hinein keinen echten Baufortschritt gab, war dementspre-
chend auch nicht sonderlich überraschend. Das eingegangene Risiko, Gründlichkeit 
für Zeitersparnis zu opfern, führte auch hier zu keinem Erfolg. 

Weiterhin wurde im Zuge der Reformen die Stelle eines Flughafenkoordinators in der 
Staatskanzlei geschaffen und im Januar 2013 ein Sonderausschuss im Landtag ein-
gesetzt. Allerding wurden die bestehenden Probleme durch diese Maßnahmen nicht 

 
76 Vgl. Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperi-
ode (BER II), Drucksache 17/3000, S. 459 f. 
77 Zeuge Horst Amann, Protokoll 17. Sitzung vom 16.02.2024, S. 16. 
78 Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 18. Wahlperiode 
(BER II), Drucksache 17/3000, S. 462. 



33 
 

behoben. Vielmehr kam das Gefühl auf, dass der Flughafenkoordinator zu verschleiern 
versuchte, und im Sonderausschuss wurden immer wieder Nebelkerzen gezündet.  

 

 

4. Verantwortung 
 

Die Frage der Verantwortung für die vielen Versäumnisse und Verfehlungen bei Er-
stellung des Projektes BER lässt sich nicht mit der Benennung einer Person oder eines 
Gremiums beantworten. Vorliegend waren Planungsfehler und Planänderungen we-
sentliche Quellen für die vielen aufgetretenen Baumängel. Eine frühere Umstellung 
der Informationspolitik der FBB gegenüber dem Aufsichtsrat hätte dem Projekt sicher-
lich viele Peinlichkeiten erspart. Maßnahmen, die 2012 eingeleitet wurden, zeigten ihre 
Wirkung erst 2015 deutlich erkennbar. Man muss sich dabei fragen, weswegen die 
FBB erst ab 2015 Ministerien über den Baufortschritt und die Terminplanung des BER 
informiert hat und weswegen die Staatskanzlei und der Landkreis Teltow-Fläming als 
Bauaufsichtsbehörde nicht bereits wesentlich früher bei Beratungen zum Sachstand 
der FBB aktiv beteiligt wurden. 

Ansätze für eine Verantwortlichkeit des Aufsichtsrates im Vorfeld der Verschiebung 
2012 erkannte ein diesbezügliches Gutachten speziell durch die Verletzung von Über-
wachungspflichten. Im Ergebnis wurden Schadensersatzansprüche jedoch verneint. 
Das Handeln der Aufsichtsratsmitglieder hätte sich im Rahmen des bei pflichtgemäßer 
Erfüllung zu erwartenden Verhaltens befunden.79 

Im Anschluss an die gescheiterte Eröffnung 2012 hatte der Aufsichtsrat die Anzahl 
seiner Sitzungen, in denen ihm über auftretende Mängelsituationen berichtet wurde, 
spürbar erhöht. Man muss sich auch hier die Frage stellen, weswegen der Aufsichtsrat 
als Kontrollgremium der Gesellschaft erst 2012 seine Arbeit und Aufmerksamkeit zu 
verschiedenen Mängeln erhöht hatte und nicht bereits viele Jahre vorher. Dies wird 
auch daran gelegen haben, dass die vielen im Aufsichtsrat vertretenen Politiker und 
Ministerialbeamte keine Zeit erübrigen wollten, um die Arbeit dieses Gremiums im In-
teresse der Steuerzahler zu verbessern.  

 
79 Vgl. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperi-
ode (BER I), Drucksache 17/3000, S. 398. 
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IV. Themenkomplex: Aufsichtspflicht der Gesellschafter 
und des Aufsichtsrates 
 

Die Gesellschafter haben maßgeblichen Einfluss auf die Entscheidungen und die stra-
tegische Ausrichtung der FBB-Gesellschaft. Der Stimmenanteil in der Gesellschafter-
versammlung entspricht dem Anteil am Gesamtunternehmen FBB GmbH von 37 Pro-
zent. Mit seinen Ansichten konnte sich Brandenburg in der Gesellschafterversamm-
lung jedoch stets nur durchsetzen, wenn es nicht alleine dastand und mindestens ei-
nen der beiden weiteren Gesellschafter, Berlin (37 %) und den Bund (26 %), überzeu-
gen konnte. 

Zu den Aufgaben des FBB-Aufsichtsrates, sagte der Zeuge Walter Schubert, als da-
maliger Vorstandsvorsitzender der Mittelbrandenburgischen Sparkasse von Juni 2000 
bis 2006 Mitglied des Aufsichtsrates der FBB, entsandt durch das Land Brandenburg, 
Folgendes:80 

„[…] welche Aufgaben – wer was hat, wie viele Mitglieder der Aufsichtsrat hat, in § 8, 
Beschlussfassung des Aufsichtsrates und die Aufgaben des Aufsichtsrates, § 10 des 
Gesellschaftsvertrages. 

Das heißt im Ersten: ‚Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäftsführung.‘ – Grundprinzip 
eines Aufsichtsrates einer GmbH. ‚Er kann bestimmte Arten von Geschäften an seine 
Einwilligung binden.‘ Da wird man bestimmte Grenzen festsetzen, wie das hier auch ge-
schehen war. 

‚Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft bei Rechtsgeschäften der Gesellschaft mit der 
Geschäftsführung und bei Rechtsstreitigkeiten zwischen der Gesellschaft und der Ge-
schäftsführung.‘“81 

Überraschend ist, dass dem Aufsichtsrat nach Angaben des Zeugen Schubert erst im 
Verlauf des Jahres 2006 Pläne zum Bau des BER vorgelegt wurden.82 Man muss sich 
an dieser Stelle die Frage stellen, da im Jahr 2006 auch der Spatenstich stattfand: Wie 
sollte der Aufsichtsrat unter diesen Umständen ausreichend Zeit haben, um die Bau-
pläne eingehend anzusehen, geschweige denn, diese zu prüfen? Bereits vorher hätte 
dieser die Geschäftsführung stärker auf seine Aufsichtspflicht ihr gegenüber hinweisen 
müssen und die daraus für den Aufsichtsrat resultierenden Rechte. 

Um Fehlentwicklungen möglichst frühzeitig erfolgreich begegnen zu können, ist stets 
eine transparente und effektive Kommunikation zwischen den Organen der FBB not-
wendig. Welche negativen Folgen eine von Ängsten bestimmte Informationspolitik hat, 
kann man am Beispiel des gescheiterten Ampelsystems erkennen (s. o.). 

 
80 Vgl. Zeuge Walter Schubert, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 139. 
81 Zeuge Walter Schubert, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 137 f. 
82 Vgl. Zeuge Walter Schubert, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 141. 
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Der Informationsfluss an den Aufsichtsrat wurde in der Vergangenheit oftmals kritisiert. 
Dieser Zustand schien sich im Laufe der Zeit zwischen den Gremien zu verbessern, 
was nicht zuletzt der Einführung der Baufachgespräche zugeschrieben worden ist, die 
für den Austausch zwischen Mitgliedern des Aufsichtsrates und Mitarbeitern der FBB 
zu Problemen auf der Baustelle gedacht waren. 

Die Kritik am Informationsfluss bestätigte im Untersuchungsausschuss 7/2 eindrucks-
voll der Zeuge Walter Schubert: 

„Es kann nicht sein, dass Sie Herrschaftswissen in verschiedenen Bereichen haben; das 
führt zu Problemen. Das war im Aufsichtsrat meines Erachtens auch ein Punkt: dass ich 
nicht richtig einschätzen konnte, was da eigentlich ist.“83 

Eine weitere Problematik ergab sich aus Über- und Unterordnungsverhältnissen von 
dienstlich untergeordneten Mitarbeitern der Verwaltung des Landes in Gesellschafter-
funktion der FBB, die übergeordnete Funktionen in Bezug auf ihren dienstlichen Vor-
gesetzten, wie einen Minister, wahrzunehmen hatten. 

Hierzu aus der Befragung des Zeugen Ralf Karasch im Untersuchungsausschuss 
BER I des AGH Berlin ein Zitat: 

„Für Berlin nahm und nimmt der Jurist Ralf Karasch, Mitarbeiter im Beteiligungsreferat 
der Senatsverwaltung für Finanzen, diese Aufgabe wahr. Was als Vorteil bei der Arbeits-
teilung innerhalb der Finanzverwaltung erscheinen mag, erweist sich bei näherer Be-
trachtung als struktureller Fehler zur Wahrnehmung der Gesellschafterposition. Karasch 
war und ist zugleich Gesellschafter und Referent für ein Mitglied im Aufsichtsrat. Das 
allein ist Grund genug, berechtigten Zweifel an der verantwortungsvollen Wahrnehmung 
der Gesellschafterrechte Berlins zu hegen. So hat Herr Karasch in der Rolle des Gesell-
schafters über die jährliche Entlastung desjenigen Aufsichtsratsmitglieds zu entschei-
den, dessen Tätigkeit im Aufsichtsrat er persönlich durch Zuarbeiten maßgeblich beein-
flusst. Bei seiner Vernehmung konnte Herr Karasch keinerlei nachvollziehbare Erläute-
rungen geben, wie seine Tätigkeit in der Gesellschafterversammlung von der Arbeit des 
Aufsichtsrats inhaltlich zu unterscheiden wäre. Auch konnte er keinerlei Beispiele be-
nennen, für welche grundsätzlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Aus- und 
Neubau des BER laut Aufgabenkatalog der Gesellschafterversammlung er als Mitglied 
derselben Verantwortung sah. 

Trotz der formell gesellschaftsrechtlich herausgehobenen Stellung kam in dieser Kons-
tellation der Gesellschafterversammlung keine eigenständige, verantwortliche Rolle bei 
der Unternehmenssteuerung zu […]. Da der Vertreter Berlins in der Gesellschafterver-
sammlung Karasch dem Regierenden Bürgermeister Wowereit als Aufsichtsratsvorsit-
zendem und dem Mitglied des Aufsichtsrats aus der Senatsverwaltung für Finanzen 
dienstrechtlich unterstellt ist, war eine eigene Positionierung gegenüber den im Auf-
sichtsrat getroffenen Entscheidungen ohnehin schwierig.“84 

Teilweise scheinen die Probleme in der FBB tiefer zu gehen. Während im Business-
plan 2014 mit einem Jahresüberschuss im Jahr 2019 samt einer möglichen Rückzah-
lung und der Auszahlung von Dividenden (positives Bilanzgewinnkonto) im Jahr 2025 

 
83 Zeuge Walter Schubert, Protokoll 16. Sitzung vom 19.01.2024, S. 151. 
84 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 17. Wahlperiode 
(BER I), Drucksache 17/3000, S. 853. 
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gerechnet wurde, wird das Erreichen der Gewinnschwelle nach dem Businessplan 
2020 im Jahr 2025 erwartet und ein positives Bilanzgewinnkonto im Jahr 2036. Ob die 
den Businessplänen zugrunde liegenden Annahmen und Prognosen, insbesondere im 
Hinblick auf die Einnahmesituation, valide waren, war dem 2. Untersuchungsaus-
schuss des AGB Berlin nicht möglich, abschließend zu klären. In diesem Zusammen-
hang kritisierte der Aufsichtsrat, dass die unternehmerischen Interessen den politi-
schen untergeordnet wurden – und die Businesspläne theoretischer Natur seien und 
mit der Realität nichts zu tun hätten. 

 

 

1. Besetzung des Aufsichtsrates 
 

Bei der Besetzung eines Aufsichtsrates sind verschiedene Kompetenzen und Erfah-
rungen zu berücksichtigen, damit Entscheidungen mit breiter Kompetenz unterfüttert 
getroffen werden können. 

Am Projekt BER kann man beispielhaft darstellen, weswegen eine stärkere Einbindung 
von Bauexperten mit Erfahrung bei komplizierten Großprojekten eines öffentlichen Un-
ternehmens anstatt mit Politikern und teilweise fachfremden hochrangigen Beamten 
beachtet werden sollte.  

Zu dieser Zusammensetzung des Gremiums wird auch vorgebracht, dass sie vor dem 
Hintergrund der 2003 endgültig gescheiterten Privatisierung erfolgt sei. Dieser Thema-
tik ist der hiesige Untersuchungsausschuss zwar nicht explizit nachgegangen. Es er-
scheint jedoch wenig plausibel, da Politiker und Mitarbeiter in Ministerien zumeist keine 
Expertise zu Privatisierungsvorhaben von Großprojekten aufweisen können.  

 

2. Kritik Landesrechnungshof Brandenburg und Folgerungen 
 

Der Landesrechnungshof (LRH) Brandenburg empfahl dem Ministerium der Finanzen 
im Oktober 2014, im Gesellschafterkreis eine Umbesetzung des Aufsichtsrates anzu-
regen. Der Mix sollte zu 50 Prozent aus externen Fachleuten bestehen und zu 50 Pro-
zent aus geeigneten Landesbediensteten.85 Der LRH äußerte zwar ein gewisses Ver-
ständnis für die Besetzung des Aufsichtsrates mit Landesbediensteten bzw. Amtsträ-
gern bei einer so bedeutenden wirtschaftlichen Beteiligung des Bundeslandes an ei-
nem Großprojekt wie dem Flughafenneubau, kritisierte 2015 dennoch die Entsendung 
hochrangiger Politiker. Denn hier dürfe bezüglich der Anforderungen an die zeitliche 
Verfügbarkeit und die fachliche Eignung der Mitglieder dieses Gremiums bei einem 
Unternehmen mit Beteiligung der öffentlichen Hand keine anderen Anforderungen ge-
stellt werden als bei einem Privatunternehmen. Bei den von den Gesellschaftern 

 
85 Vgl. Landesrechnungshof Brandenburg, Mitteilung an das Ministerium der Finanzen des Landes 
Brandenburg vom 10.07.2015, XII (LRH Bbg) Bd. 1, Bl. 384.  
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benannten hochrangigen Politikern könne man von einer ohnehin hohen zeitlichen Be-
lastung ausgehen.86 

Die bereits oben erwähnte Problematik eines Widerspruchs der gesellschaftsrechtli-
chen Organhierarchie und der im Finanzministerium gegebenen Diensthierarchie war 
ein weiterer Kritikpunkt im Bericht des LRH.87 

In der Folge wurde die Kritik des LRH zumindest teilweise berücksichtigt. So wurde die 
Zusammensetzung der Gremienmitglieder dermaßen geändert, dass sich der o. g. Wi-
derspruch auflöste.  

Die Zeugin Daniela Trochowski, ehemalige Finanzstaatssekretärin, erinnerte sich in 
ihrer Aussage zur Aufarbeitung der Kritik des LRH durch die Landesregierung: 

Abgeordneter Dr. Philip Zeschmann (AfD-Fraktion): „[…] Deswegen noch mal die 
Frage, weil das dezidiert in Ihre Zeit im Aufsichtsrat fällt, was von diesen Empfehlungen 
des Landesrechnungshofs konkret im Aufsichtsrat diskutiert wurde und was dann auch 
in die Umsetzung genommen worden ist seitens der Gesellschaft?“ 

Zeugin Daniela Trochowski: „Also, Punkt eins: Es gab ja eine Stellungnahme auch zu 
diesem Rechnungshofbericht des Finanzministeriums, wo auch niedergelegt wurde, 
dass nicht alles im Rechnungshofbericht geteilt wird, und eine anderslautende Bewer-
tung niedergelegt wurde. Und es gab dann auch eine sehr ausführliche Debatte […] im 
Haushaltskontrollausschuss. Es gab im Aufsichtsrat eine, ich sage mal, Diskussion, wie 
die Aufsichtsratstätigkeit optimiert werden kann und wie der Informationsgehalt verbes-
sert werden kann. Die hat es gegeben. Es wurde in Auftrag gegeben, wenn ich mich 
richtig erinnere, eine Befragung der Aufsichtsratsmitglieder, wie zufrieden sie zum Bei-
spiel mit den Informationen der Vorlagen sind usw. Und die wurde ausgewertet, aller-
dings weiß ich nicht mehr, in welchem Jahr das war. Und entsprechend hat man dann 
auch versucht, die Vorlagen anzupassen […].“88 

Man muss hierzu festhalten, dass der Landesrechnungshof Brandenburg mit seinem 
kritischen Bericht aus dem Jahr 2016 (Untersuchungszeitraum 2013 bis 2015) zum 
Neubau des BER und der Organisations- und Informationsstruktur der BER-Betreibe-
rin FBB GmbH recht hatte. Diese reagierte nur zögerlich und lückenhaft auf die be-
rechtigte Kritik, was sich auch in der nur teilweisen Umsetzung angemahnter Reformen 
äußerte. Die Einstufung des LRH-Berichtes als Verschlusssache spricht die gleiche 
Sprache. Diese Maßnahme legt die Schlussfolgerung nahe, dass die damalige Lan-
desregierung hierdurch den Versuch der Verschleierung unternahm hinsichtlich von 
Informationen über die Missstände auf der Flughafenbaustelle und in der FBB sowie 
hinsichtlich der Kritik an ihrer eigenen politischen Strategie.  

 

 

 
86 Vgl. Bericht des Landesrechnungshofs Brandenburg vom 10.07.2015, LRH BB, S. 63. 
87 Vgl. Bericht des Landesrechnungshofs Brandenburg vom 10.07.2015, LRH BB, S. 80. 
88 Abgeordneter Dr. Philip Zeschmann (AfD-Fraktion) und Zeugin Daniela Trochowski, Protokoll 15. 
Sitzung vom 01.12.2023, S. 80. 
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V. Zusammenfassung und Fazit 
 

Die Entstehung des Flughafens BER endete nach 14-jähriger Bauzeit mit dessen Er-
öffnung am 31. Oktober 2020 – der erste geplatzte Eröffnungstermin lag im Jahr 2011. 
Als einziger überregionaler Flughafen der Region Berlin-Brandenburg konzentriert er 
den gesamten Flugverkehr an einem Standort, der zudem nicht wesentlich erweiterbar 
ist, was seine Kapazität begrenzt. Ob dieses Konzept auf Dauer eine ausreichende 
Versorgung der Region gewährleisten kann oder ein weiterhin geöffneter Flughafen 
Tegel als Zweitstandort nicht zielführender gewesen wäre, war nicht Gegenstand des 
Untersuchungsauftrages. In seiner Funktion ist der BER in der Region jedenfalls ein 
bedeutender Faktor als Wirtschaftsstandort und somit ein wichtiger Arbeitsmarkt. 

Der BER ist ein Beispiel für ein bedeutendes Bauprojekt der öffentlichen Hand, das 
von Beginn an – bereits bei der Standortfindung und den ersten Planungen – unter 
einer mangelhaften Informationspolitik und den daraus resultierenden Kommunikati-
onspannen, Planungs- und Baumängeln, häufigen Wechseln in der Geschäftsführung 
und dem negativen Einfluss von hochrangigen Politikern in Projekte der öffentlichen 
Hand zu leiden hatte. Der Untersuchungsausschuss 7/2 BER hat gezeigt, dass die 
Bürger von der damaligen SPD-Landesregierung unter Manfred Stolpe bereits 1996 
über den wirklichen Verlauf der Flugrouten belogen worden waren, wodurch frühzeitige 
Proteste gegen den ungeeigneten Standort Schönefeld ausblieben. Geldmittel in 
dreistelliger Millionen-Euro-Höhe, die für einen effektiven Schallschutz eingeplant sind, 
liegen bis heute auf Konten der FBB, anstatt damit Schwerstbetroffenen des Fluglärms 
endlich zu helfen und ihre grundgesetzlich garantierte körperliche Unversehrtheit si-
cherzustellen. 

Für die Rechnungen des Pannen-Flughafens BER muss abermals der Steuerzahler 
aufkommen. Dies liegt auch daran, dass sich verschiedene Verantwortliche der BER-
Betreibergesellschaft FBB GmbH vor der Übernahme von Verantwortung für durch sie 
verursachte Probleme gedrückt haben und die Zuständigkeit dafür an Kollegen oder 
sogar Untergebene wegdrücken wollten. 

Aufsichts- und Kontrollpflichten des Aufsichtsrates und der Gesellschafterversamm-
lung wurden von diesen über einen langen Zeitraum nicht mit dem notwendigen Ernst 
und dem für ein solches Großprojekt unbedingt notwendigen Engagement erfüllt. So 
entstand im Verlauf des Untersuchungsausschusses 7/2 zum BER streckenweise der 
Eindruck, dass Vertreter der Gesellschafter Berlin, Brandenburg und Bund in den Gre-
mien der FBB beim Bau vordringlich eigene Wünsche, deckungsgleich mit ihren poli-
tischen Vorstellungen, realisieren wollten. Stattdessen hätte es der Pflicht dieser Per-
sonen entsprochen, die Notwendigkeiten dieses Vorhabens zu akzeptieren, damit es 
zu einem gemeinsamen Erfolg geführt werden kann. Als Beispiel hierfür kann die erst 
sehr spät und nach vielen kostspieligen Verschiebungen der Eröffnung des Flughafens 
erfolgte grundlegende Verbesserung der FBB-Informationsorganisation gelten. Wes-
wegen wurde diese nicht bereits kurz nach Beginn der Bautätigkeit reformiert? Auch 
wenn dieser Untersuchungsausschuss keine hinreichenden Beweise dafür offenlegen 
konnte, ist nur schwer ein Grund dafür erkennbar, dass es etliche Jahre gedauert 
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haben soll, bis Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung kurz vor der Eröffnung im 
Jahr 2012 von den vielen Pannen und der erheblichen Zeitverzögerung Kenntnis er-
langten. 

Nachdem der Landesrechnungshof Brandenburg seinen alarmierenden Prüfbericht 
zum BER 2015 der Landesregierung aus SPD und Linken unter Ministerpräsident 
Woidke vorgelegt hatte, wollte die Landesregierung ihn zunächst als Verschlusssache 
den Bürgern vorenthalten. Es ist allein der Opposition im damaligen Landtag zu ver-
danken, dass dieser Bericht im Februar 2016 der breiten Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht wurde. 

Sogar als der Landesrechnungshof Brandenburg Defizite mindestens im Risikoma-
nagement und im Controlling sowie folglich im Aufsichtsrat der FBB kenntlich machte, 
zögerte die Landesregierung noch. Die Umsetzung der vom Landesrechnungshof vor-
geschlagenen Maßnahmen zur Beseitigung vieler Missstände erfolgte nur teilweise 
und mit zeitlicher Verzögerung. Dadurch entstand der Eindruck, mittels Verschleierung 
von missliebigen Tatsachen und von eigenen Schlechtleistungen der Landesregierung 
aus SPD und Linken ablenken zu wollen. 

Der Landesrechnungshof legte außerdem Ende 2015 offen, dass die Entlastungen der 
Mitglieder des Aufsichtsrates nach den eigenen Vorgaben des Gremiums durchgeführt 
wurden und nicht nach den allgemein für ein solches Aufsichtsgremium üblichen Re-
geln. Die in der Folgezeit mittels mehrerer parlamentarischen Initiativen geforderte 
Konsequenz, die Entlastungsverfahren erneut nach den allgemein üblichen Vorgaben 
umzusetzen, wurde immer wieder abgelehnt und deshalb nie umgesetzt. 

Die Folge davon: Wegen der erfolgten Entlastung kann kein vorheriges Aufsichtsrats-
mitglied für die Schlechterfüllung der ihm übertragenen Aufgaben haftungsrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden. Bis zum Ende handeln die (politisch) Verantwortli-
chen also wieder zu Lasten des steuerzahlenden Bürgers. 

Der Untersuchungsausschuss konnte aus Gründen der ihm zur Aufgabenerfüllung zur 
Verfügung stehenden knappen Zeitspanne bis zum Ende der 7. Wahlperiode die ihm 
im Einsetzungsbeschluss aufgegebenen Fragen nicht in Gänze abschließend unter-
suchen und beantworten.89 

Was bleibt, ist das Versprechen der AfD-Landtagsfraktion gegenüber der Brandenbur-
ger Bevölkerung, Licht in einen der größten politischen Bauskandale in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland zu bringen. Daher ist eine Fortführung der Untersu-
chungstätigkeit zum BER in der kommenden 8. Legislaturperiode dringend notwendig. 
Dass SPD, Grüne, CDU und die Linke kein besonderes Interesse an einer Weiterfüh-
rung der Aufklärung haben und diese sogar ablehnen, hat dieser Untersuchungsaus-
schuss deutlich gezeigt. Dennoch bleibt die AfD als Anwalt der Bürger und Steuerzah-
ler in der Pflicht. 

 
89 Vgl. Landtag Brandenburg, Drucksache 7/4948. 




